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Bremische Bürgerschaft 
Stadtbürgerschaft 
21. Wahlperiode 
 
 
 
 
 
Anfragen in der Fragestunde der 38. Sitzung 
 
 
Anfrage 1: Höhe der Sondernutzungsgebühren für die Außengastronomie 
Anfrage der Abgeordneten Theresa Gröninger, Michael Jonitz, Dr. Wiebke 
Winter und Fraktion der CDU 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie beurteilt der Senat die Höhe der Sondernutzungsgebühren für die 
Außengastronomie in der Stadt Bremen im bundesweiten Vergleich sowie im 
Vergleich mit niedersächsischen Kommunen unter Berücksichtigung einer aktuellen 
Auswertung des Bundes der Steuerzahler? 
 
2. Inwiefern hält er die im Vergleich höheren Sondernutzungsgebühren in Bremen zur 
Förderung der Gastronomie und damit zur Belebung der Bremer Innenstadt für 
förderlich beziehungsweise schädlich, und welche Schlussfolgerungen zieht er 
daraus? 
 
3. Wie hoch wären die direkten Einnahmeausfälle für den stadtbremischen Haushalt, 
wenn der Senat die Sondernutzungsgebühren auf den bundesweiten 
beziehungsweise niedersächsischen Durchschnitt absenken beziehungsweise ganz 
abschaffen würde, und inwiefern würden diese durch positive volkswirtschaftliche und 
fiskalische Effekte ganz oder teilweise kompensiert? 
 
Zu Frage 1: 
Für den in dem aktuellen Vergleich des Bundes der Steuerzahler verwendeten 
Musterbetrieb mit 25 m² Außengastronomiefläche in bester Innenstadtlage beträgt 
die Sondernutzungsgebühr in Bremen 965 Euro jährlich. Damit liegt Bremen über 
dem Durchschnitt der Erhebung für 200 Städte mit über 50.000 Einwohnern von 610 
Euro und vielen niedersächsischen Mittelstädten. Ein Vergleich der Bremer 
Innenstadt mit dem Durchschnitt aller Städte über 50.000 Einwohner und 
insbesondere mit Mittelstädten ist aufgrund der dort meist geringeren Nachfrage 
jedoch nur eingeschränkt sinnvoll. Aussagekräftiger ist der Vergleich mit anderen 
Großstädten wie Hannover (1.477 Euro), Göttingen oder Osnabrück (beide 1.000 
Euro), der zeigt, dass die Gebührenhöhe in Bremen unter Berücksichtigung der 
Stadtgröße, der Frequentierung und Attraktivität der Innenstadt maßvoll ist. 
Zu Frage 2: 
Der Senat ist sich bewusst, dass Gebühren die Wirtschaftlichkeit beeinflussen 
können. Sie stellen jedoch eine Gegenleistung für die Sondernutzung des öffentlichen 
Raums zur wirtschaftlichen Nutzung durch Einzelne dar und dienen auch der 
Refinanzierung der Instandhaltung und Verwaltung öffentlicher Flächen. Die 
Nachfrage nach Außengastronomieflächen ist in Bremen weiterhin hoch; die 
Gebühren stellen nach Einschätzung des Senats kein wesentliches Hemmnis für die 
Belebung der Innenstadt dar. In besonderen Situationen, wie während der Corona-
Pandemie, wurden gezielt Entlastungen gewährt. 
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Zu Frage 3: 
Eine Absenkung auf den Bundesdurchschnitt würde zu Mindereinnahmen im hohen 
fünfstelligen Bereich führen, eine vollständige Abschaffung zu einem niedrigen 
sechsstelligen Einnahmeausfall. Ob diese durch positive volkswirtschaftliche Effekte 
kompensiert würden, ist nicht belastbar zu beziffern. 
 
 
Anfrage 2: Abwägung im Senat Bovenschulte: „Ölhafen“ ohne Rechtsgrundlage 
– Baumschutz dennoch nur Randfrage? 
Anfrage der Abgeordneten Kerstin Eckardt, Hartmut Bodeit, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Aus welchen Gründen wurde im Zuge der DB-Baumaßnahme 
„Änderung/Teilerneuerung Kreuzungsbauwerk Walle“ im Bereich Hagenweg von der 
seit 2021 planerisch vorgesehenen Nutzung der durch den Wagenplatz „Ölhafen e. V.“ 
in Anspruch genommenen Fläche für die Baustelleneinrichtung abgesehen? 
 
2. Welche senatorische Dienststelle hat in der Folge die Entscheidung zur Rodung 
einer Ausweichfläche von etwa 3 000 m² im genannten Bereich getroffen, und welche 
konkreten Abwägungsgesichtspunkte lagen dabei zugrunde, insbesondere im 
Hinblick auf das Spannungsverhältnis zwischen dem rechtlichen Status des 
Wagenplatzes „Ölhafen e. V.“ einerseits und den Belangen des Natur-, Umwelt- und 
Klimaschutzes andererseits? 
 
3. In welchem Umfang waren von den dortigen Rodungsmaßnahmen Bäume 
betroffen, die nach Maßgabe der Bremischen Baumschutzverordnung oder im 
Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung als besonders schützenswert 
einzustufen sind, und inwiefern wurde deren Fällung im Genehmigungs- 
beziehungsweise Planfeststellungsverfahren jeweils konkret begründet sowie 
ordnungsgemäß dokumentiert? 
 
Zu Frage 1: 
Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) hat die „Bekanntmachung über die Auslegung zum 
Planfeststellungsverfahren für das Bauvorhaben Änderung des Kreuzungsbauwerkes 
Walle in Bremen“ am 16. Mai 2022 verkündet. Die TÖB-Beteiligung seitens des EBA 
ist mit E-Mail vom 23. Mai 2022 mit einer Frist bis zum 5. Juli 2022 erfolgt.  
In den Antragsunterlagen ist mit der Unterlage 9.2 die Baustelleneinrichtungsfläche 
041 beantragt worden, auf der die Ölhafencrew bereits seit 2019 ansässig war. Die 
senatorische Behörde für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und 
Wohnungsbau hatte gegenüber der Antragstellerin erklärt, dass die Fläche wegen der 
Belegung nicht zur Verfügung stehe.  
 
Die DB Netze hat daraufhin im Rahmen der Bearbeitung der Einwendung zum 
Antragsverfahren am 17. Januar 2023 den Vorschlag unterbreitet, die Fläche 
(gespiegelt) mit gleicher Größe und Zuschnitt auf den freien Teil des Grundstücks 
direkt westlich angrenzend zu verlegen. Lediglich die Erschließung der Fläche für die 
Baustelleneinrichtung wurde vom Hagenweg an den Primelweg verlegt. Diesem 
Vorschlag wurde gefolgt.  
Zu Frage 2: 
 
Die Entscheidung, den Wagenplatz „Ölhafen e. V.“ nicht für die Baustelleneinrichtung 
bereit zu stellen, wurde von der damaligen senatorischen Behörde für Klima, Umwelt, 
Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau getroffen. Alle weiteren 
Entscheidungen wurden vom Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Hannover als plan-
feststellende Behörde getroffen. Das Eisenbahn-Bundesamt prüft bei der 
Planfeststellung insbesondere die Vereinbarkeit des Vorhabens mit geltendem Recht, 
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die Berücksichtigung öffentlicher und privater Belange, Umwelt- und Naturschutz, 
Sicherheit, Lärmschutz sowie die Einhaltung technischer Vorschriften. 
 
Zu Frage 3: 
 
Die Ausweichfläche war nach Aussage der Trägerin des Vorhabens, DB InfraGo AG, 
die einzige technisch mögliche Alternative, nachdem die Fläche des Ölhafen e.V. für 
das Vorhaben nicht mehr zur Verfügung stand.  
Auf der Ausweichfläche befanden sich verschiedene naturschutzrechtlich geschützte 
Objekte, darunter auch gemäß Baumschutzverordnung geschützte Bäume.  
Es folgte eine Abstimmung zwischen Planersteller und Naturschutzbehörde über die 
Verminderung der Beeinträchtigungen der Schutzobjekte auf der Ausweichfläche und 
über geeignete Ausgleichsmaßnahmen für nicht vermeidbare Beeinträchtigungen. 
Die Ergebnisse flossen in den überarbeiteten Landschaftspflegerischen Begleitplan 
ein. Mit diesem wurde das Vorhaben im Februar 2026 planfestgestellt.  
 
Insgesamt mussten sechs geschützte Bäume auf der Baustelleneinrichtungsfläche 
gefällt werden (und weitere sechs im Bereich des Kreuzungsbauwerks), die nach 
Abschluss der Bauarbeiten zum Teil auf der Baustelleneinrichtungsfläche neu 
gepflanzt werden und im Übrigen im angrenzenden Kleingartengebiet kompensiert 
werden. 
 
 
Anfrage 3: Schülermitwirkung in Bremen: Anspruch des Senats Bovenschulte 
und schulische Wirklichkeit 
Anfrage der Abgeordneten Yvonne Averwerser, Dr. Wiebke Winter und Fraktion  
der CDU 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele öffentliche Schulen in der Stadtgemeinde Bremen haben im laufenden 
Schuljahr 2025/2026 nach Kenntnis des Senats tatsächlich einen Schülerbeirat 
gemäß § 47 des Bremischen Schulverwaltungsgesetzes gebildet, und bei wie vielen 
Schulen ist dies bis dato nicht erfolgt (bitte nach Schulart „Grundschule“, 
„Oberschule“, „Gymnasium“ differenzieren)? 
 
2. Von wie vielen unterschiedlichen öffentlichen Schulen in der Stadtgemeinde 
Bremen wurden im laufenden Schuljahr 2025/2026 Schülerinnen und Schüler als 
Delegierte in die Gesamtschülervertretung gemäß § 79 des Bremischen 
Schulverwaltungsgesetzes entsandt, bei wie vielen Schulen ist dies nicht erfolgt, und 
wie viele öffentliche Schulen in der Stadtgemeinde Bremen sind insgesamt 
entsendeberechtigt (bitte nach Schulart „Grundschule“, „Oberschule“, „Gymnasium“ 
differenzieren)? 
 
3. Welche konkreten Unterstützungs-, Beratungs- und Qualifizierungsmaßnahmen 
bietet der Senat den Schulen in der Stadtgemeinde Bremen sowie den engagierten 
Schülerinnen und Schülern an, um die Einrichtung und Funktionsfähigkeit der 
Schülerbeiräte sowie der Gesamtschülervertretung gemäß §§ 47 und 79 des 
Bremischen Schulverwaltungsgesetzes sicherzustellen? 
 
Zu Frage 1: 
Die Information liegt derzeit nicht vor, daher werden die Schulen zu Beginn des 
kommenden Schuljahres gebeten, im Anschluss an die SV-Wahlen die Einrichtung 
eines Schülerbeirats zu bestätigen. Für Schulen, die ausschließlich die 
Jahrgangsstufen 1 bis 4 umfassen, besteht zudem keine Verpflichtung zur Bildung 
eines Schülerbeirats.  
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Zu Frage 2: 
Zur Sitzung der Gesamtschülervertretung am 5. November 2025 wurden von Schulen 
insgesamt 32 Vertretungen entsandt. Davon 7 Vertretungen der Gymnasien, 7 
Vertretungen der Berufsbildenden Schulen und 18 aus den Oberschulen. 
Bei einer Sitzung im April 2026 waren 19 Schulen vertreten, allerdings liegt keine 
schulscharfe Auswertung vor.  
Zu Frage 3:  
Die Gesamtschüler:innen-Vertretung wird durch zwei Verbindungslehrkräfte 
unterstützt, denen hierfür Stundenabordnungen zur Verfügung stehen. Ergänzend 
dazu existiert die Handreichung „SV machen“, die weiterhin als PDF bereitsteht und 
als Orientierung für die Gestaltung und Organisation der SV-Arbeit dient. Darüber 
hinaus können die Schüler:innen Lehrkräfte ihres Vertrauens wählen, die sie bei ihren 
Anliegen begleiten. Diese Vertrauenslehrkräfte unterliegen einer besonderen 
Verschwiegenheitspflicht, um den Persönlichkeitsschutz der sich ihnen 
anvertrauenden Schüler:innen zu gewährleisten. Häufig übernehmen sie – ebenso wie 
Sozialpädagog:innen – eine beratende Rolle innerhalb der Schüler:innenvertretung. 
Im Grundschulbereich wird die Partizipation der Kinder vor allem durch die 
weitgehend etablierten Klassenräte gefördert, an denen stets eine Lehrkraft teilnimmt 
und die Schüler:innen dabei unterstützt, ihre Interessen zu äußern und 
demokratische Prozesse einzuüben. 
 
Die Schüler:innenvertretungen werden durch mehrtägige Schulungen, die aus 
Haushaltsmitteln finanziert werden, gezielt gestärkt. Diese Fortbildungen werden von 
Partnern wie dem LidiceHaus, dem Bremer Jugendring, dem SV-Bildungswerk sowie 
durch Peer-SV-Berater:innen durchgeführt. Ergänzend dazu bietet das Landesinstitut 
für Schule (LIS) verschiedene Fortbildungsangebote an, darunter Formate wie 
„Mitwirkung mit Wirkung“, „SchülerInnen-Parlament“ sowie den itslearning-Kurs „SV-
Verbindungslehrkräfte“. 
 
Ein weiterer Baustein ist die SV-Bildungslandschaft, in deren Rahmen sich die 
beteiligten Akteur:innen etwa zweimal pro Jahr (zuletzt 16. Juni 2026) treffen, um ihre 
Arbeit zu koordinieren und das gemeinsame Ziel „SV stärken“ voranzubringen. Zur 
Verbesserung der Kommunikation wurden zudem seit dem laufenden Schuljahr an 
allen Schulen Funktionspostfächer eingerichtet. Da diese Umsetzung bislang nicht 
überall vollständig erfolgt ist, soll das System im Schuljahr 2026/27 nachjustiert und 
vereinheitlicht werden. 
 
 
Anfrage 4: Wann beginnt die Sanierung der Feuerwache 2? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie hoch ist aktuell der Sanierungsstau für die Feuerwache 2 in der 
Bennigsenstraße? 
 
2. Inwieweit stehen die finanziellen Mittel für die Sanierung der Feuerwache 2 bereits 
bereit und woher stammen diese Mittel gegebenenfalls? 
 
3. Wann soll mit den Sanierungsarbeiten begonnen werden, und welche 
Hinderungsgründe gibt es aktuell gegebenenfalls noch? 
 
Zu Frage 1: 
Die Höhe des Sanierungsbedarfs wird derzeit ermittelt.  
Zu Frage 2: 
Aktuell stehen für die Maßnahme 6,967 Mio. € aus der 1. Tranche des LuKIFG und 
zusätzlich ca. 200.000 € aus dem Gebäudesanierungsprogramm zur Verfügung. 
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Zu Frage 3: 
Eine Umsetzungsplanung erfolgt nach Festlegung des Sanierungsumfangs in den 
nächsten Wochen. Dann kann auch eine Aussage zum Beginn der Sanierungsarbeiten 
getroffen werden. 
 
 
Anfrage 5: Bremer Schulhöfe im Schwammstadtkonzept mitdenken 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Franziska Tell, Ralph Saxe, Dr. Emanuel Herold 
und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche verbindlichen Vorgaben gelten für die klimaangepasste Gestaltung von 
Schulhöfen im Bestand, und welche Möglichkeiten gibt es, Schulen dabei mehr 
Handlungsspielräume zu eröffnen und bestehende Hürden zu reduzieren? 
 
2. Liegen dem Senat aktuelle Daten zum Versiegelungsgrad von Schulhöfen vor 
beziehungsweise plant er, diese systematisch zu erheben, um darauf aufbauend 
gezielte Maßnahmen zur klimaangepassten Umgestaltung zu entwickeln? 
 
3. Inwiefern orientiert sich Bremen an Best-Practice-Beispielen wie dem Hamburger 
RISA-Schulhofkonzept, und welche Schritte sind vorgesehen, um daraus ein 
verbindliches Konzept für Schulhöfe in Bremen abzuleiten? 
 
Zu Frage 1: 
Verbindliche Vorgaben können u.a. der LBO §8 und §87 entnommen werden. 
Demnach sind Grundstücksflächen von Baugrundstücken, die nicht für bauliche 
Anlagen genutzt werden (Freiflächen), wasseraufnahmefähig zu belassen oder 
herzustellen und dauerhaft zu begrünen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die 
Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung der Flächen entgegenstehen. 
Bestehende Freiflächen müssen spätestens bis zum 31. Dezember 2026 diesen 
Anforderungen entsprechen. Weitergehende verbindliche Vorgaben können zusätzlich 
entstehen, wenn baugenehmigungspflichtige Maßnahmen eingeleitet werden, die 
auch die Außenanlagen betreffen. 
Eine weitere verbindliche Vorgabe ist das Berücksichtigungsgebot in § 3 Absatz 3 
des Klimaschutz- und Energiegesetz (BremKEG). 
Die Vorgaben zur Neugestaltung von Schulhöfen bzw. Freiflächen öffentlicher 
Liegenschaften werden künftig durch die technischen Baustandards (aktuelle Überar-
beitung) geregelt. Hierbei liegt die Konzentrationswirkung auf Versickerungsflächen. 
Für die klimaangepasste Gestaltung von Schulhöfen im Bestand gibt es in den 
Baustandards bisher keine verbindlichen Regeln, jedoch die Empfehlung, die 
Neubaustandards entsprechend den Gegebenheiten umzusetzen bzw. sich diesen 
anzunähern. 
Sofern Schulen aufgrund geänderter Verwendung ihrer Freiflächen eine geringere 
Versiegelung umsetzen und ihren Beitrag zur klimaangepassten Schulhofgestaltung 
leisten wollen, unterstützt Immobilien Bremen (IB) diese vollumfänglich im Rahmen 
seines Handlungsspielraumes. Über eine Umbaugenehmigung können die Schulen 
zusammen mit dem Senator für Kinder und Bildung (SKB) Flächen zur Entsiegelung 
bei IB anmelden und diese Projekte unter unumgänglichen Auflagen umsetzen.  
Schulhöfe sind in den meisten Fällen hoch intensiv genutzte Flächen. Wenn 
ausreichend Platz vorhanden ist, unterstützt SKB die Schulen bei der Einrichtung von 
Schulgärten. Bei weniger Platz schaffen sich viele Schulen Hochbeete an. 
IB setzt in Neubau- und Sanierungsprojekten Bausteine der Schwammstadt um. Dort 
gelten weiterhin die Grundzüge: 

- Systematische Ausstattung geeigneter Flach-Dachflächen mit Gründächern ab 
einer Dachgrundfläche von mindestens 50 m².   

- Werden nicht überbaute Grundstücksflächen im Rahmen eines 
Baugenehmigungsverfahrens neu hergerichtet oder baurechtlich relevant 
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verändert, werden die betroffenen Grundstücksflächen im Sinne der 
Schwammstadt wasseraufnahmefähig belassen oder hergestellt, sofern nicht 
Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung dem entgegenstehen.  

- Regenwasser wird bei allen geeigneten Bauvorhaben vorzugsweise der 
Versickerung auf den Grundstücken zugeführt.  

Zu Frage 2: 
Zum Versiegelungsgrad von Schulhöfen stehen verschieden detaillierte 
Informationen auf unterschiedlicher Datenbasis zur Verfügung.  
Eine gesamtstädtische Versiegelungskartierung durch KI-basierte Auswertung von 
Orthofotos gibt übergeordnet Aufschluss auf den Versiegelungsgrad von Schulhöfen. 
Zudem liegt dem Hitzeaktionsplan die Karte „Hitzebelastung von Schulen und Kitas 
am Tag“ bei (S. 104 und 105), in der die bioklimatische Belastung mit den Standorten 
von Kitas und Schulen überlagert wurde. Daraus lassen sich Schlüsse auf die 
Hitzebelastung an Schulstandorten ziehen, wobei neben dem Versiegelungsgrad auch 
die Beschaffenheit der Umgebung Einfluss hat.  
Des Weiteren ist eine Tabelle des Umweltbetrieb Bremens vorhanden, in der der 
Versiegelungsgrad von Schulhöfen detailliert aufgestellt ist. In dieser wird allerdings 
nicht zwischen den unterschiedlichen Nutzungen unterschieden, weshalb auch 
zwingend erforderliche versiegelte Flächen innerhalb der Tabelle abgebildet werden 
(z.B. Feuerwehrzufahrten). Dies hat zum Schluss, dass nicht alle versiegelten Flächen 
das Potenzial zur Entsiegelung aufweisen. 
Zu Frage 3: 
Der Senat sieht das Schwammstadtprinzip grundsätzlich als Leitbild. Spezielle 
Design-Standards für Schulhöfe, wie für das RISA-Konzept erarbeitet wurden, 
bestehen derzeit für die Stadtgemeinde Bremen nicht.  
Im Rahmen des vom Senat betriebenen Entwicklungsprozesses „Handlungskonzept 
Schwammstadt Bremen“ werden in einer Arbeitsgruppe zu Workflows und 
Musterlösungen auch Schulhöfe betrachtet, mit dem Ziel Schwammstadtmaßnahmen 
systematisch bei Bau/-Umbaumaßnahmen zu integrieren. Es ist vorgesehen, mit den 
am Schulbau/-umbau beteiligten Akteuren ins Gespräch zu gehen, um zu eruieren, 
inwieweit ein Schulhofkonzept (bzw. dessen Entwicklung) im Rahmen des 
Aktionsplans des Handlungskonzepts erarbeitet werden könnte. Auf der neuen 
gesamtstädtischen Schwammstadt-Website www.schwammstadt-bremen.de werden 
u.a. zwei Schulprojekte von IB dargestellt. 
Zudem sind im Rahmen der Umsetzung der Biodiversitätsstrategie und der 
klimaangepassten Stadtentwicklung Entsiegelungsprojekte auf Schulhöfen 
vorgesehen. Erste Pilotvorhaben an Schulen wurden bereits umgesetzt. 
 
 
Anfrage 6: Zukunft der Stadtbibliothek Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Strategie verfolgt der Senat bei der konzeptionellen Weiterentwicklung der 
Stadtbibliothek Bremen und der zukünftigen Standortplanung? 
 
2. Welche Prioritäten setzt der Senat bei Investitionen und Zuschüsse in neue oder 
bestehende Bibliotheksstandorte und -busse? 
 
3. Welche Finanzierungsstrategie verfolgt der Senat beim Ausbau von 
Bibliotheksstandorten und bei bestehenden Angeboten, auch mit Blick auf 
Kostensteigerungen in der Bewirtschaftung? 
 
Zu Frage 1:  
Der Senat verfolgt eine umfassende Strategie für die Stadtbibliothek Bremen, die 
darauf abzielt, allen Menschen in Bremen den Zugang zu Bildung und Kultur zu 
ermöglichen. Dabei stehen die Förderung des Lesens, die Vermittlung von 

https://www.klimaanpassung.bremen.de/sixcms/media.php/13/Hitzeaktionsplan.pdf
https://www.klimaanpassung.bremen.de/klimaanpassung/handlungskonzept-schwammstadt-24672
https://www.klimaanpassung.bremen.de/klimaanpassung/handlungskonzept-schwammstadt-24672
http://www.schwammstadt-bremen.de/
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Medienkompetenz und die Schaffung von Orten im Vordergrund, an denen sich 
Menschen ohne Konsumzwang begegnen können. Die Stadtbibliothek soll sowohl im 
Zentrum der Stadt als auch in den verschiedenen Stadtteilen als verlässliche 
öffentliche Einrichtung erhalten und bedarfsgerecht weiterentwickelt werden. Bei der 
Planung der Standorte spielen verschiedene Aspekte eine wichtige Rolle: Die 
Bibliotheken sollen gut erreichbar sein, den Bedürfnissen der jeweiligen 
Nachbarschaft entsprechen, barrierefrei zugänglich und im Stadtteil gut sichtbar sein. 
Außerdem ist die Zusammenarbeit mit Schulen, Kindertagesstätten und anderen 
lokalen Akteuren von großer Bedeutung. Neben der Sicherung der bestehenden 
Bibliotheksstandorte beabsichtigt der Senat, auch neue Angebote in den Stadtteilen 
Kattenturm/Obervieland und Blumenthal zu schaffen und die Stadtbibliothek dort 
weiter auszubauen. 
Zu Frage 2:  
Bei Investitionen und finanzieller Unterstützung legt der Senat besonderen Wert auf 
Maßnahmen, die eine hohe Wirkung für die Teilhabe aller Bürgerinnen und Bürger 
sowie für die soziale Struktur in den Stadtteilen haben. Besonders wichtig ist deshalb, 
dass neue Angebote in den Stadtteilen Kattenturm/Obervieland und Blumenthal 
geschaffen und weiterentwickelt werden. Der Senat plant dort einen Ausbau der 
bibliothekarischen Angebote. Dort treffen ein konkreter Bedarf, städtebauliche 
Entwicklungen und die Stärkung der sozialen Infrastruktur zusammen. Ein weiterer 
wichtiger Baustein ist die Anschaffung eines kleineren Bibliotheksbusses als 
Ergänzung zu dem „großen“ Bibliotheksbus. Er würde vor allem Grundschulen und 
Kindertagesstätten einen niedrigschwelligen Zugang zu den Angeboten der 
Bibliothek bieten können. Voraussetzung für die Umsetzung ist jedoch, dass die 
Finanzierung für Investitionen sowie für Personal, Sachmittel und Betrieb dauerhaft 
gesichert ist. Das Angebot der sogenannten Open Library, bei dem Bibliotheken auch 
außerhalb der personalbesetzten Öffnungszeiten zugänglich sind, wird dort erweitert, 
wo die technischen, organisatorischen, rechtlichen und wirtschaftlichen Bedingungen 
dies erlauben. 
Zu Frage 3:  
Die Finanzierungsstrategie des Senats orientiert sich daran, zunächst die 
bestehenden Angebote der Stadtbibliothek zu sichern und nur Erweiterungen 
vorzunehmen, wenn die Folgekosten langfristig tragbar sind. Investitionen sollen, 
wenn möglich, mit Fördermitteln aus der Städtebauförderung, Bundesmitteln und 
durch Zusammenarbeit verschiedener Fachbereiche mittels ressortübergreifender 
Synergien verbunden werden. Die laufenden Kosten müssen zuverlässig in den 
Haushaltsplänen berücksichtigt werden. Angesichts steigender Kosten in Bereichen 
wie Tariflöhnen, Mieten, Energie, Bau und Betrieb ist es notwendig, die 
Haushaltsplanungen, insbesondere mit Blick auf die 2030er Jahre, an die konkreten 
Bedürfnisse der Stadtbibliothek anzupassen. So soll sichergestellt werden, dass die 
Bibliothek auch in Zukunft als wichtige öffentliche Einrichtung für alle Bürgerinnen 
und Bürger erhalten bleibt und ihre Aufgaben bedarfsgerecht erfüllen kann. 
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Anfrage 7: Wie steht es um die Zukunft der Bremer Kulturszene? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Inwiefern besteht nach Ansicht des Senats eine Schieflage bei der Förderung der 
Bremer Kulturszene, die nach eigenen Angaben vielfach „nur noch auf Sicht fährt“, 
und werden vor diesem Hintergrund die bestehenden Förderinstrumente als 
ausreichend geeignet erachtet, um die kulturelle Vielfalt in Bremen zu sichern? 
 
2. In welchem Umfang besteht nach Ansicht des Senats die Gefahr, dass die 
kulturelle Vielfalt und niedrigschwellige Angebote durch den zunehmenden 
Finanzdruck auf der Strecke bleiben? 
3. Inwiefern plant der Senat angesichts der Kritik aus der freien Kulturszene, wonach 
das System kurz vor der Explosion stünde, eine Änderung der kulturpolitischen 
Strategie? 
 
Zu Frage 1:  
Trotz schwieriger Rahmenbedingungen verfolgt der Senat das klare Ziel, die 
bremische Kulturszene in ihrer Breite und Vielfalt weiterhin verlässlich zu 
unterstützen und für die Zukunft zu sichern. Das ist bislang auch gelungen, eine 
Schieflage besteht nach Ansicht des Senats daher nicht. Die Förderinstrumente sind 
im Wesentlichen Zuschüsse für öffentliche und private Einrichtungen wie für Projekte, 
die mit Blick auf die kulturelle Vielfalt vor allem nach den Kriterien Qualität, Zuspruch 
des Publikums, Abdeckung aller Sparten kultureller Angebote sowie Teilhabe aller 
vergeben werden. Anders als zum Teil anderswo in Deutschland konnten nicht nur 
Kürzungen des Kulturetats vermieden, sondern sogar moderate Zuwächse ermöglicht 
und dort Hilfen gewähren werden, wo Einrichtungen in Not geraten.  
Zu Frage 2:  
Eine Gefahr für die kulturelle Vielfalt insgesamt besteht derzeit und auch 
perspektivisch aus Sicht des Senats nicht. Der erhebliche Kostendruck, der seit dem 
Überfall Russlands auf die Ukraine inflationsbedingt auf allen Einrichtungen lastet, 
bedeutet in erster Linie einen Verlust überjähriger Planungssicherheit für in Not 
geratene oder diese Not perspektivisch schon für sich erkennende Einrichtungen. 
Bislang konnte das Kulturressort aber noch helfen. Der Senat beabsichtigt, auch in 
Zukunft seine Möglichkeiten mit diesem Ziel auszuschöpfen. 
Unterschiede in der finanziellen Situation der kulturellen Einrichtungen und damit 
auch in der Frage ihrer dauerhaften Absicherung entstehen vor allem auch dadurch, 
dass öffentliche Einrichtungen von der Tarifvorsorge profitieren, während dies bei 
privaten Zuwendungsempfängern nicht der Fall ist; auch dann nicht, wenn sie 
beispielsweise nicht selber über die Tarifbindung entscheiden können. Insgesamt 
führt dies zu einer breiter werdenden Schere zwischen öffentlichen und anderen 
Kultureinrichtungen.  
Zu Frage 3:  
Die Hinweise der Kulturszene auf die schwierige Lage sind aus Sicht des Senats ernst 
zu nehmen. Dennoch steht das System nicht kurz vor der Explosion. Vielmehr ist es 
mit Herausforderungen konfrontiert, die es unter den schwierigen Bedingungen 
bremischer Haushalte auch in der Vergangenheit schon gab. Im Konsolidie-
rungszeitraum 2010 bis 2019 bedurfte es am Ende eines Solidarpakts mit dem 
Theater Bremen, um überhaupt noch im nennenswerten Umfang freie Projektmittel 
ausreichen zu können. Im Gegensatz dazu bleibt die Förderung freier Projekte in den 
Haushalten 2026 und 2027 weiterhin stabil und auf gutem Niveau. Dies ist auch für 
die weitere Zukunft vorgesehen. Mit dem unlängst beschlossenen Kommunalen 
Investitionsprogramm Kultur hat der Senat darüber hinaus aktiv die investiven 
Herausforderungen in den Kultureinrichtungen adressiert und erst vor einigen 
Wochen zusätzliche Mittel für kurzfristig realisierbare Sanierungs- und 
Instandhaltungs- sowie Klimaschutzmaßnahmen zur Verfügung gestellt.  
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Kultureinrichtungen, die im Sinne der zu Frage 1 genannten Kriterien gute Arbeit 
leisten, selektiv infrage zu stellen, ist gegenüber dem Ziel der verlässlichen Förderung 
keine sachgerechte kulturpolitische Strategie, mit der gerade die Freie Szene in ihrer 
Breite und Vielfalt gesichert werden kann. Auch darauf zu bauen, dass das heutige 
Kulturangebot allein oder in relevant größerem Maße als bislang durch Umsatzerlöse 
oder private Unterstützung finanziert werden kann, ist illusorisch. Gleichwohl verfolgt 
der Senat vor dem Hintergrund der äußerst anspruchsvollen finanzpolitischen 
Rahmenbedingungen für Bund und Länder insgesamt durchaus das Ziel, Synergien 
zwischen den Kultureinrichtungen oder Kosteneinsparungen, wo sie räumlich oder 
organisatorisch sinnvoll möglich sind, zu nutzen. Zudem wird eine vermehrte 
Umsteuerung im Haushaltsvollzug zur Abfederung von Notlagen notwendig sein. 
Sinnvoll sind insoweit auch Instrumente zur Kofinanzierung von Drittmitteln. 
 
 
Anfrage 8: Neuausrichtung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit: Hat die 
Kritik Gehör gefunden? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Einrichtungen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit sind konkret von 
Kürzungen, Angebotsreduzierungen oder möglichen Schließungen betroffen, und wie 
bewertet der Senat die jeweiligen Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche? 
 
2. Wie bewertet der Senat die Kritik und Sorge aus den Stadtteilen, Beiräten und der 
Einrichtungsträger an der geplanten Neuausrichtung der Jugendförderung? 
 
3. Welches Einvernehmen konnte hinsichtlich der zukünftigen Förderhöhe und 
Mittelverwendung mit den betroffenen Beiräten und Trägern jeweils erzielt werden? 
 
Zu Frage 1: 
Der Jugendhilfeausschuss hat am 11. Juni 2026 die institutionell geförderte 
Einrichtungslandschaft in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit in der 
Stadtgemeinde Bremen beschlossen. In der Stadtgemeinde Bremen werden künftig 
38 Einrichtungen institutionell gefördert. In Blumenthal und in der Überseestadt 
werden neue Einrichtungen eröffnet. In der Neustadt werden zwei Standorte 
zusammengeführt. Dort entsteht ein gut ausgestattetes Jugendfreizeitheim, das 
sowohl in Bezug auf pädagogisches Personal als auch im Hinblick auf die 
Öffnungszeiten den Bedarfen junger Menschen gerecht werden kann. Für 
Einrichtungen, die künftig nicht mehr für institutionelle Förderungen vorgesehen sind, 
wurden Perspektiven über Projektförderungen erarbeitet. Die Planungen für die 
Verteilung von Projektmitteln erfolgt nach Beschluss des Jugendhilfeausschusses, 
sodass zu deren Verteilung derzeit noch keine Auskunft gegeben werden kann. 
Zu Frage 2: 
Der Senat nimmt die Sorgen und Kritik sehr ernst. Die Finanzierungssystematik und 
deren Umsetzung wurden in beteiligungsorientierten Prozessen entwickelt und 
geplant. Die freien Träger waren an der Entwicklung der Systematik intensiv beteiligt. 
Über die Umsetzung der Einrichtungsstandards in den Planungsgebieten wurde im 
Rahmen von Planungskonferenzen beraten. Hier waren neben freien Trägern auch 
junge Menschen, Beiräte und Ortsämter vertreten. Der Senat hält die neue 
Finanzierungssystematik für einen großen Meilenstein. Sie bringt die verbindliche 
Qualitätsstandards sowie eine zuvor nicht gekannte Planungssicherheit ins Feld der 
Offenen Kinder- und Jugendarbeit. Im Rahmen des Prozesses wurde Kritik stets 
Raum gegeben, die finale Entscheidung lag beim zuständigen Gremium, dem 
Jugendhilfeausschuss. Auch hier wurden die Finanzierungssystematik und deren 
Umsetzung bei vielen Sitzungen kritisch diskutiert – und schließlich deren 
Umsetzung für alle Sozialzentren einstimmig beschlossen. 
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Zu Frage 3: 
Die Einrichtungsstandards weisen verschiedene Einrichtungstypen aus, die je nach 
Fachkräfteausstattung unterschiedlich finanziert werden. Die Entwicklung dieser 
Einrichtungsstandards erfolgte in einer Arbeitsgruppe, an der freie Träger 
maßgeblich beteiligt waren. Die beschlossenen Einrichtungsstandards sind das 
Ergebnis dieser Arbeitsgruppe, sodass zwischen öffentlichem und freien Träger 
Einvernehmen hinsichtlich der Förderhöhen für institutionelle Förderungen besteht. 
Projektförderungen werden dezentral im Herbst dieses Jahres in den Sozialzentren 
geplant. Hier ist noch keine Aussage bezüglich des Einvernehmens zu treffen. Durch 
die beschlossene Umsetzung der Einrichtungsstandards in den Sozialzentren besteht 
jedoch zu einem sehr frühen Zeitpunkt Transparenz über die verfügbaren 
Projektmittel. 
 
 
Anfrage 9: Untere Rathaushalle: Wie geht es mit dem Welterbezentrum weiter? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat die Kritik des Beirats Mitte, bei der Nutzungsänderung der 
Unteren Rathaushalle nicht ausreichend beteiligt zu sein? 
 
2. Inwiefern ist geplant, Beirat und Bürgerinitiative bei der weiteren Entwicklung des 
Welterbezentrums miteinzubeziehen und eine Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger sicherzustellen? 
 
3. Warum haben sich die Gespräche mit dem Bund verzögert, und wann ist mit der 
Förderzusage zu rechnen? 
 
Zu Frage 1: 
Das Konzept für die zukünftige Nutzung der Unteren Halle als 
Welterbeinformationszentrum wurde im Frühjahr 2024 nach Gesprächen mit dem 
Beirat Mitte und der Bürgerinitiative sowie dem entsprechenden Beiratsbeschluss 
vom 5. März 2024 angepasst. Eine Rückmeldung an den Beirat ist am 28. Mai 2024 
erfolgt. Statt der ursprünglich geplanten, vollflächigen Dauerausstellung ist jetzt ein 
Konzept mit Willkommensbereich, Dauerausstellung und Raum für wechselnde 
Veranstaltungsformate geplant. Hierzu können beispielsweise Vorträge, Diskussionen, 
Ausstellungen, Workshops oder Schulprojekte gehören. Am 26. Mai 2025 hat die 
Senatskanzlei dem Bauausschuss des Beirats Mitte darüber berichtet. In der 
öffentlichen Sitzung des Beirats Mitte am 21. April 2026 wurde der aktuelle 
Projektstand präsentiert und im Anschluss Fragen von Beiratsmitgliedern sowie 
interessierten Bürgerinnen und Bürgern beantwortet. 
Zu Frage 2: 
Konzeption und Einrichtung des Welterbeinformationszentrums sollen über eine 
Fachagentur für Ausstellungsgestaltung erarbeitet und umgesetzt werden. Eine 
entsprechende europaweite Ausschreibung ist zurzeit in Vorbereitung. Die Auswahl 
des Gewinnerkonzepts soll durch eine Jury erfolgen, an der auch der Beirat und die 
Bürgerinitiative beteiligt werden.  
Zu Frage 3: 
Aufgrund der vorgezogenen Bundestagswahlen und der nachfolgenden 
haushaltslosen Zeit konnte die Förderstelle des Bevollmächtigten für Kultur und 
Medien beim Bund das notwendige Koordinierungsgespräch erst am 29. Oktober 
2025 einrichten. Das Protokoll mit der Festlegung der einzureichenden 
Antragsunterlagen hat die Senatskanzlei am 13. April 2026 erhalten. In 
Zusammenarbeit mit Immobilien Bremen werden die nötigen Dokumente zurzeit 
erstellt. Der Zeitrahmen bis zur förmlichen Förderzusage ist dann abhängig vom 
Bearbeitungsfortschritt der Förderstelle. 
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Anfrage 10: Ausgleichsabgabe/Zuführung an den Ausgleichsfonds des Bundes 
Anfrage der Abgeordneten Tim Sültenfuß, Nelson Janßen, Sofia Leonidakis und 
Fraktion Die Linke 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viel Geld stand dem Amt für Versorgung und Integration Bremen (AVIB) in den 
vergangenen zehn Jahren aus der Ausgleichsabgabe zur Verfügung, jeweils zum 
Stichtag 1. April und 31. Dezember (bitte getrennt für jedes Jahr und differenziert 
nach Stichtag angeben)? 
 
2. In welcher Höhe wurden in diesem Zeitraum Mittel an den Ausgleichsfonds des 
Bundes zugeführt oder für den Ausgleich unter den Integrationsämtern verwendet? 
 
3. Wie stellt der Senat sicher, dass Mittel der Ausgleichsabgabe in voller Höhe für 
Projekte und Einzelmaßnahmen zur Förderung der Inklusion in Bremen genutzt und 
nicht in erheblichem Umfang entweder an den Ausgleichsfonds des Bundes 
abgegeben oder als Rücklagen in das jeweilige Folgejahr übertragen werden? 
 
Zu Frage 1: 
Die Ausgleichsabgabe wird im Amt für Versorgung und Inklusion Bremen vom 
Inklusionsamt verwaltet. Die Darstellung der Einnahmen aus der Ausgleichsabgabe 
erfolgt für die Stichtage 31. März und 31. Dezember. 
 
Im Jahr 2015 gab es an den beiden Stichtagen Einnahmen in Höhe von 7,5 Mio. Euro 
bzw. 8,7 Mio. Euro. Im Jahr 2016 waren es rd. 6 Mio. Euro bzw. 9,4 Mio. Euro. Im Jahr 
2017 lagen die Einnahmen bei 7,1 Mio. Euro bzw. bei 8,3 Mio. Euro. Für 2018 waren es 
rd. 6,3 Mio. Euro bzw. 9,2 Mio. Euro. 2019 waren es 7,1 Mio. Euro bzw. 8,8 Mio. Euro 
und 2020 5,5 Mio. Euro bzw. 9,2 Mio. Euro. 
Für 2021 lauteten die Beträge 7 Mio. Euro bzw. 10 Mio. Euro; für 2022 7,2 Mio. Euro 
bzw. 9,9 Mio. Euro. 2023 waren es 7,3 Mio. Euro bzw. 10,5 Mio. Euro. 2024 betrugen 
die Einnahmen 7,1 Mio. Euro bzw. 9 Mio. Euro. Im Jahr 2025 waren es 8,2 Mio. Euro 
bzw. 10,3 Mio. Euro.  
Zu Frage 2: 
Die Zuführung an den Ausgleichsfonds des Bundes belief sich im Jahr 2015 auf rd. 
1,3 Mio. Euro, im Jahr 2016 auf 1,4 Mio. Euro. In den Jahren 2017, 2018 und 2019 
waren es jeweils 1,6 Mio. Euro. Im Jahr 2020 belief sich die Summe auf rd. 0,7 Mio 
Euro, im Jahr 2021 auf rd. 1 Mio. Euro, im Jahr 2022 und 2023 auf jeweils 1,6 Mio. 
Euro, im Jahr 2024 auf 1,7 Mio. Euro, im Jahr 2025 auf 1,8 Mio Euro.  
 
Für den Ausgleich unter den Integrationsämtern/Inklusionsämtern beliefen sich die 
Beträge im Jahr 2015 auf 1,3 Mio. Euro, im Jahr 2016 auf 1,4 Mio. Euro, im Jahr 2017 
auf 1,5 Mio. Euro, im Jahr 2018 auf 1,7 Mio. Euro, im Jahr 2019 auf 1,6 Mio. Euro, im 
Jahr 2020 wieder auf 1,6 Mio. Euro, im Jahr 2021 auf rd. 2 Mio. Euro, im Jahr 2022 
auf 1,6 Mio. Euro, im Jahr 2023 auf 1,1Mio. Euro, in den Jahren 2024 und 2025 auf 0,7 
Mio. Euro.  
Zu Frage 3: 
Die Einnahmen aus der Ausgleichsabgabe werden gemäß § 160 Absatz 5 
Sozialgesetzbuch IX zweckgebunden verwendet, um die Teilhabe schwerbehinderter 
Menschen am Arbeitsleben zu fördern. Mittel, die nicht ausgeschöpft werden, werden 
der Rücklage zugeführt, sodass sämtliche Mittel der Ausgleichsabgabe schluss-
endlich in Maßnahmen zur Integration von Menschen mit Behinderungen in den 
ersten Arbeitsmarkt fließen. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass das Inklusionsamt in den ersten drei Monaten 
eines Jahres kaum über Einnahmen verfügt, da die Zahlung der Ausgleichsabgabe 
durch die Betriebe zum 31. März eines Jahres erfolgt. Um die Leistungsfähigkeit für 



12 

diesen Zeitraum sicherzustellen, bedarf es einer Liquiditätsreserve, die über die 
Rücklage abgesichert werden muss.  
Sowohl die Höhe der Zuführung zum Ausgleichsfonds als auch der Finanzausgleich 
zwischen den Integrations- bzw. Inklusionsämtern unterliegen gesetzlichen 
Vorgaben. Der Senat hat daher keinen Einfluss auf den Umfang der weiterzuleitenden 
Mittel.  
 
 
Anfrage 11: Wie weit ist die Planung für einen Anschluss städtischer Gebäude 
und Liegenschaften im Buntentor -Viertel an Flusswärmepumpen 
vorangeschritten? 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Marcel Schröder, Thore Schäck und 
Fraktion der FDP 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Inwieweit werden vor dem Hintergrund der aktuellen Wärmeplanung Flächen für die 
Errichtung von Flusswärmepumpen im Buntentor-Viertel bereitgestellt, und wie weit 
sind die aktuellen Planungen für die Flusswärmenutzung vorangeschritten? 
 
2. Welche städtischen Gebäude und Liegenschaften könnten als potenzielle 
Ankerkunden einer solchen klimafreundliche Wärmetechnologie dienen, und welche 
sind aktuell dafür vorgesehen? 
 
3. Für wann ist der Anschluss vorgesehen beziehungsweise welche alternative 
Heizungstechnik ist künftig in diesen Gebäuden und Liegenschaften vorgesehen, 
wenn keine Flusswärme genutzt werden soll? 
 
Zu Frage 1:  
Die Errichtung der Flusswasserwärmepumpe im Buntentor-Viertel ist – gemäß den 
Angaben des Vorhabenträgers swb Services GmbH – auf dem Gelände der Werkstatt 
Bremen, dem Martinshof, am Standort Buntentorsteinweg geplant. Die Bereitstellung 
des Grundstücks soll über einen Pachtvertrag erfolgen. 
 
Das Projekt befindet sich auf Seiten von swb Services derzeit in der 
Genehmigungsplanung. Für die Finanzierung des Vorhabens hat swb Services einen 
Förderantrag im Rahmen der Bundesförderung für effiziente Wärmenetze, Modul 2, 
gestellt. Mit einem positiven Förderbescheid wird im Sommer 2026 gerechnet. 
Zu Frage 2: 
Die Wärmeplanung der Stadtgemeinde Bremen hat ein großes Potenzial für den 
Einsatz von Flusswasser-Wärmepumpen identifiziert. Zum einen könnte diese 
Technologie in bestehenden Wärmenetzen genutzt werden. Dabei könnten städtische 
Gebäude, die an diese bestehenden Netze angeschlossen sind oder werden, künftig 
unter anderem mit Flusswasserwärme versorgt werden. Zum anderen könnte diese 
Technologie auch beim Aufbau neuer Wärmenetze zum Einsatz kommen, 
beispielsweise im Buntentor-Viertel auch bekannt unter dem Projektnamen „Vordere 
Neustadt“.  
 
Die von swb Services vorgesehenen Ankerkunden für das geplante Wärmenetz 
„Vordere Neustadt“ befinden sich überwiegend im Umfeld des bestehenden Netzes 
in der Alten Neustadt. An dieses Netz sind bereits unter anderem das Südbad und die 
Oberschule am Leibnizplatz angeschlossen. Das Rote-Kreuz-Krankenhaus sowie ein 
lokal ansässiges Unternehmen sind in die Planungen einbezogen und als weitere 
Ankerkunden vorgesehen. Zusätzliche potentielle Ankerkunden sind die Werkstatt 
Bremen am Standort Martinshof, auf deren Gelände die Wärmepumpe errichtet 
werden soll, die Hochschule Bremen sowie die Polizeistation Neustadt. 
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Perspektivisch ist ab dem Jahr 2030 eine Erweiterung und Verdichtung des 
Wärmenetzes geplant. Diese soll vorrangig in der Alten Neustadt sowie entlang der 
Anbindungsleitungen vom Buntentorsteinweg in die Alte Neustadt erfolgen. 
Zu Frage 3:  
Bei planmäßigem Projektverlauf könnten die ersten Ankerkunden – nach Aussagen 
der swb Services GmbH – voraussichtlich ab Ende 2028 mit Flusswasserwärme 
versorgt werden.  
 
Die Machbarkeitsstudie von swb Services zur Wärmeversorgung im Gebiet zwischen 
der Bundesstraße B6, Pappelstraße und Weser hat Folgendes ergeben: 
Abwasserwärme, Geothermie, industrielle Abwärme und Solarthermie stehen dort nur 
begrenzt zur Verfügung. Nach Einschätzung von swb Services ist die Nutzung von 
Flusswärme die tragfähigste Lösung für eine leitungsgebundene Wärmeversorgung in 
diesem Gebiet. Aus Sicht der Wärmeplanung könnten innovative Luft-Wärmepumpen 
in mehreren kleineren Wärmenetzen jedoch eine Alternative darstellen. 
 
 
Anfrage 12: Effizienzmängel bei der Kalibrierung von Bremer 
Ampelschaltungen 
Anfrage der Abgeordneten Meltem Sağıroğlu und Gruppe Bürgerallianz 
Bremen/Bremerhaven 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Kategorien bei der Bemessung und Steuerung von Grün- sowie 
Rotlichtphasen bei Lichtzeichenanlagen/Lichtsignalanlagen mit Fußgängerbezug gibt 
es in Bremen, und wie oft kommen sie prozentual zur Anwendung? 
 
2. Wie viele Beschwerden wurden in der Stadt Bremen innerhalb der letzten drei 
Jahre bezüglich der Verkehrsführung mittels Lichtzeichenanlagen/Lichtsignalanlagen 
registriert, die Fußgänger (mit)betrafen? 
 
3. Welche Maßnahmen wurden in dieser Legislaturperiode ergriffen, um mittels der 
Anpassung von Ampelschaltungen die Verkehrssicherheit zu erhöhen und/oder den 
Verkehrsfluss zu optimieren? 
 
Zu Frage 1: 
Die Steuerung von Lichtsignalanlagen erfolgt in Bremen grundsätzlich nach den 
bundesweit geltenden Richtlinien und technischen Regelwerken. Maßgeblich sind 
hier die Richtlinien für Lichtsignalanlagen (kurz RiLSA). Dabei werden 
Festzeitsteuerungen, verkehrsabhängige Steuerungen mit Anforderung durch Taster 
sowie koordinierte Steuerungen im Straßenzug eingesetzt. Verkehrsabhängige 
Steuerungen mit Fußgängeranforderung stellen den Regelfall dar. Eine statistische 
Erfassung der prozentualen Verteilung einzelner Steuerungsarten erfolgt nicht. 
Zu Frage 2: 
Eine statistische Auswertung von Hinweisen oder Beschwerden von 
Verkehrsteilnehmenden zu Lichtsignalanlagen erfolgt nicht.  
Zu Frage 3: 
In der laufenden Legislaturperiode wurden an zahlreichen Lichtsignalanlagen 
Umbauten und Modernisierungen vorgenommen. Hierzu zählen Maßnahmen zur 
Effizienzsteigerung wie die Optimierung von Räumzeiten, die Anpassung 
verkehrsabhängiger Steuerungen sowie insgesamt die stärkere Berücksichtigung des 
Rad- und Fußverkehrs. Beispielsweise die Verbreiterung der Fußgängerfurt am 
Einkaufszentrum Berliner Freiheit von 4 auf 8 m zur besseren Abwicklung hoher 
Fußverkehrsströme.  
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Anfrage 13: Brückensanierung ohne Ingenieure: Sind die Stellen schon 
ausgeschrieben oder plant der Senat Bovenschulte die Bürgermeister-Smidt-
Brücke inzwischen beim Senatsfrühstück? 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter und 
Fraktion der CDU 
vom 19. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele zusätzliche Stellen für Brückenbauingenieure wurden für die Planung und 
Umsetzung von Brückensanierungen seit dem Jahr 2022 freigegeben, und wie viele 
Brückenbauingenieure sind seit dem Jahr 2022 für die Brückenplanung zuständig 
(jeweils bitte nach Jahren aufschlüsseln)? 
 
2. Welche dieser zusätzlichen Stellen wurden bislang wann ausgeschrieben, und mit 
welchem Ergebnis endeten die jeweiligen Ausschreibungen? 
 
3. Sofern Stellen bislang nicht ausgeschrieben oder nicht besetzt wurden: Welche 
Gründe gibt es hierfür, und welche Maßnahmen plant oder ergreift der Senat mit 
welchem Zeithorizont zur Sicherstellung ausreichender personeller Kapazitäten im 
Bereich der Brückensanierung, insbesondere der großen Weserbrücken in Bremer 
Verantwortung? 
 
Zu Frage 1:  
Seit dem Jahr 2022 wurden drei zusätzliche Stellen für Brückenbauingenieur:innen 
für die Planung und Umsetzung von Brückensanierungen freigegeben. Zwei weitere 
Stellen wurden von der SenKo Personal Ende 2025 für den Neubau Bürgermeister-
Smidt-Brücke freigegeben.  
 
Für die Brückenplanung sind seit 2022 folgende Ingenieur:innen (VZÄ) zuständig. 
Dabei gab es vor der Aufstockung sechs Stellen, die zum Teil nicht besetzt waren 
bzw. sind: 
 
 
Jahr zusätzlich Stellen 

[VZÄ] 
Anzahl zuständiger 
Stellen (VZÄ) 

Anzahl besetzter 
Stellen (VZÄ) 

2022  6 4 
2023  6 6 
2024 3  6 (+3) 6 
2025  9 7 
2026 2 9 (+2) 7 

 
 
Zu Frage 2:  
Der Dienstposten „Statik und Nachrechnung“ konnte nach zweimaliger Ausschrei-
bung ohne Bewerbungseingang erst im September 2025 besetzt werden. Die beiden 
Stellen „Brücken- und Ingenieurbau“ sowie „Brücken- und Ingenieurbau inkl. Fuß- 
und Radwegebrücken“ wurden ab Oktober 2024 fortlaufend quartalsweise und 
alternierend auf dem Karriereportal Bremen, der Homepage des Amtes für Straßen 
und Verkehr sowie den Plattformen „Stepstone“, „Xing“ und „Jobs für den Staat“ 
veröffentlicht. 
Dennoch gab es keine geeigneten Bewerbungen. Beide Stellen konnten bis heute 
nicht besetzt werden. 
 
Die von der Senko Personal für 2026 freigegebenen Stellen befinden sich derzeit in 
Ausschreibung, das Verfahren wird durch eine Personalberatungsgesellschaft 
unterstützt.  
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Zu Frage 3:  
In den zurückliegenden Jahren wurden unterschiedliche Wege der internen sowie 
externen Personalgewinnung unternommen. Hierzu wurden neben den üblichen 
Maßnahmen zur Stellenbesetzung auch Angebote zur internen „Qualifizierungs-
öffnung“ (Bachelor / FH mit Verpflichtung zu passender Qualifizierung „on the job“) 
sowie die Einbindung von Personaldienstleistern (Headhunter) initiiert. Zusätzlich 
sollen Student:innen im Rahmen des Pflichtpraktikums sowie im Rahmen von 
Werkstudentenverträgen langfristig für die Arbeit bei der Senatorin für Bau, Mobilität 
und Stadtentwicklung gewonnen werden.  
Die generelle Schwierigkeit in der Besetzung von Ingenieurspositionen folgt hier 
einem bundesweiten Trend, der einen engen Markt im Bereich des konstruktiven 
Ingenieursbaus (Brückenbauingenieure) zeigt. Hierdurch stehen die unterschied-
lichen Bedarfsträgern aus Wirtschaft und Verwaltung in einem starken Wettbewerb.  
Die Gewinnung von qualifizierten Fachpersonal wird angesichts des bundesweiten 
Fachkräftemangels eine große Herausforderung für die kommenden Jahre darstellen.  
 
 
Anfrage 14: Domsheide ohne Bewegung – drohen Jahre des Stillstands? 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Sigrid Grönert, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 19. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie sehen die konkreten Planungen des Senats für den notwendigen Umbau der 
Domsheide in Bezug auf die Finanzierung und die zeitliche Umsetzung aus?  
 
2. Welche Auswirkungen sieht der Senat für den notwendigen Umbau der Domsheide 
und den Umbau der Glocke aufgrund des gescheiterten Schlichtungsverfahrens, unter 
anderem hinsichtlich der Fördermittel des Bundes sowie der zeitlichen 
Umsetzungen?  
 
3. Wie bewertet er diese Auswirkungen, und welche Maßnahmen wird der Senat 
diesbezüglich ergreifen? 
 
Zu Frage 1: 
Nachdem im Jahr 2025 das Qualifizierungsverfahren einschließlich Gestaltungs-
gremium und Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt wurde, ist die Vorplanung der 
Verkehrs- und Freianlagen zwischenzeitlich abgeschlossen; die Entwurfsplanung wird 
vorbereitet. 
Aufbauend auf der Vorplanung wird in der Entwurfsplanung eine realisierbare Planung 
erarbeitet. Dabei werden alle projektspezifischen Anforderungen berücksichtigt. 
Hierzu zählt neben der Integration weiterer, noch zu veranlassender Fachplanungen 
(u.a. Fahrleitung, Haltestellenüberdachung, Entwässerung, Masse-Feder-System) auch 
die Bearbeitung von offenen Fragestellungen aus der Vorplanung (u.a. die 
barrierefreien Querungen im Bereich Dechanatstraße / Marktstraße / 
Balgebrückstraße). Die Entwurfsplanung bildet die Grundlage für die anschließende 
Genehmigungsplanung mit dem Ziel, das Planfeststellungsverfahren einzuleiten. 
 
Für die Finanzierung der anstehenden erforderlichen Planungs- und Ingenieur-
leistungen ist eine entsprechende Gremienbefassung mit ausführlicher Darstellung 
des bisherigen Planungsstandes und der erreichten Qualifizierung sowie des 
Mittelbedarfs für das zweite Halbjahr 2026 vorgesehen. 
Auf Basis einer entsprechenden Finanzierungsvorlage können die Ausschreibungen 
für die Fachplanungen eingeleitet und Vergaben durchgeführt werden. Für die 
benannten Planungsphasen wird zur Zeit von einem Zeitrahmen von etwa zwei Jahren 
ausgegangen. 
 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Vorplanung
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Zu Frage 2: 
Die Projekte „Umbau und Erweiterung – Das Konzerthaus Die Glocke“ und 
„Umgestaltung Domsheide“ werden bereits fortlaufend planerisch und zeitlich 
aufeinander abgestimmt. Hierfür gibt es bereits seit Bekanntwerden von 
Schnittstellen beider Projekte entsprechende gemeinsame Projektrunden. Zwischen 
den Projekten wurde jedoch eine klare Projektgrenze definiert. Die Planungen im 
Glocke-Projekt greifen somit nicht in die Entscheidungsprozesse zur zukünftigen 
Positionierung und Gestaltung der Haltestellen ein.  
Aus dem gescheiterten Schlichtungsverfahren ergeben sich weder direkte 
Auswirkungen auf die Fortführung des Projekts „Umbau und Erweiterung – Das 
Konzerthaus Die Glocke“ noch auf die Umgestaltung der Domsheide im Sinne der in 
der Antwort zu Frage 1 dargestellten Planungsschritte.  
Zu Frage 3: 
Da derzeit keine Auswirkungen erkennbar sind, besteht gegenwärtig keine 
Veranlassung, entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. 
 
 
Anfrage 15: Schulstart mit oder ohne Klarheit? Auf eine rechtzeitige 
Schuleingangsuntersuchung kommt es an! 
Anfrage der Abgeordneten Yvonne Averwerser, Dr. Wiebke Winter und 
Fraktion der CDU 
vom 19. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Schulanfänger für das Schuljahr 2026/2027 wurden in der Stadtgemeinde 
Bremen bislang schulärztlich untersucht, und bei wie vielen Kindern steht eine 
entsprechende Untersuchung nach Kenntnis des Senats aktuell noch aus? 
2. Welchen Einfluss haben die Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchungen nach 
Einschätzung des Senats auf die Klassenbildung an den Bremer Grundschulen, 
schulische Förderplanung sowie den dortigen Personaleinsatz? 
 
3. Welche Maßnahmen ergreift der Senat, um sicherzustellen, dass Schulen und 
Lehrkräfte rechtzeitig vor Schuljahresbeginn verlässliche Kenntnis darüber erhalten, 
ob bei Schulanfängern eine fehlende Schulreife, ein sonderpädagogischer 
Förderbedarf oder sonstige besondere Unterstützungsbedarfe vorliegen? 
 
Zu Frage 1: 
Für das Schuljahr 2026/27 wurden in der Stadtgemeinde Bremen 5848 (93,9%) 
Kinder bereits untersucht und weitere 290 (4,7%) haben einen Termin zur Unter-
suchung erhalten. Bei 88 Kindern steht die Terminvergabe für die Schuleingangs-
untersuchung noch aus. 
In den vergangenen Jahren ist die Zahl der Schulanfänger:innen deutlich gestiegen – 
von 2020/21 bis 2025/26 um 22 %. Ein wesentlicher Grund dafür, dass noch nicht 
alle Kinder eine Einladung zur Schuleingangsuntersuchung (SEU) erhalten haben, ist 
neben der gestiegenen Anzahl an Schulanfängern, dass der Kinder- und Jugend-
gesundheitsdienst (KJGD) viele Familien mehrfach zur Untersuchung einladen 
musste. Gründe hierfür sind beispielsweise Krankheit des Kindes oder eines 
Elternteils, Auslandsaufenthalte oder verpasste Termine. Diese Faktoren führen 
insgesamt zu einer aktuellen Verlängerung des Untersuchungszeitraums für die SEU. 
Zu Frage 2: 
Die Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchung zu fehlender Schulreife, 
sonderpädagogischem Förderbedarf und besonderen Unterstützungsbedarfen werden 
den Schulen nach Abschluss der Untersuchungen zeitnah zur Verfügung gestellt. 
Dazu zählen beispielsweise Befunde aus den Bereichen Hören, Sehen, Kognition, 
Motorik, Sprache, Medikamenteneinnahme oder Vorerkrankungen.  
Um mögliche Risikofaktoren für die schulische Entwicklung zu identifizieren, findet 
zwischen dem schulärztlichen Dienst und den Schulen ein Austausch statt. Auf 
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Grundlage von Hinweisen in den schulärztlichen Gutachten können die multiprofes-
sionellen Teams an den Grundschulen mit der Förderplanung und der präventiven 
sowie ggf. sonderpädagogischen Förderung beginnen. Dies betrifft insbesondere 
Schüler:innen, die möglicherweise sonderpädagogische Förderbedarfe in den 
Schwerpunkten Lernen, emotional-soziale Entwicklung oder Sprache benötigen. Die 
Empfehlung eines Förderbedarfs in der Regelschule in den Bereichen Lernen, 
Sprache und emotional-soziale Entwicklung wird als Indikator im Schulsozialindex 
berücksichtigt. 
Kinder mit dem festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarf „Geistige 
Entwicklung” werden gemäß der Landeszuweisungsrichtlinie den Schwerpunktklassen 
für den Schwerpunkt „Geistige Entwicklung“ zugewiesen. Diese sind mit erheblichen 
zusätzlichen Ressourcen im Bereich Assistenz und Sonderpädagogik ausgestattet.  
Die Zuweisung der Kinder zu diesen Schwerpunktklassen findet erst nach Abschluss 
der sonderpädagogischen Diagnostik und nach Prüfung der notwendigen Bedarfe und 
der Voraussetzungen an den möglichen Förderorten statt. Die Schulen erfahren 
mehrere Wochen vor den Sommerferien, welche Kinder ihnen zugewiesen werden. 
Basierend auf den Ergebnissen der Schuleingangsuntersuchung findet durch den 
schulärztlichen Dienst auch eine Beratung der Erziehungsberechtigten im Hinblick 
auf die schulische Entwicklung des Kindes statt. Diese beinhaltet u.a. Empfehlungen 
für eine persönliche Assistenz, für logopädische oder ergotherapeutische Behandlun-
gen, oder für eine weitergehende medizinische Diagnostik. 
Zu Frage 3: 
Das Gesundheitsamt Bremen arbeitet gemeinsam mit dem Senator für Kinder und 
Bildung daran, Kindern mit Einschränkungen eine möglichst frühzeitige Schulein-
gangsuntersuchung anzubieten, damit Förderbedarfe frühzeitig erkannt werden. So 
ermöglicht das Bremer Schulgesetz, dass Kinder mit Einschränkungen auf Antrag der 
Erziehungsberechtigten zusätzlich ein Jahr vor der Untersuchung an einer 
schulärztlichen Untersuchung teilnehmen können. 
Wie bereits in Frage 2 erläutert, werden die Ergebnisse der Schuleingangsunter-
suchung den Schulen nach Abschluss der Untersuchungen zeitnah zur Verfügung 
gestellt. 
 
 
Anfrage 16: Mieter:innen vor Wohnungsverlust schützen – Kündigungssperrfrist 
auch für Bremen? 
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und Fraktion 
Die Linke 
vom 19. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Eigenbedarfskündigungen für Wohnraum sind nach Kenntnis des Senats 
in den letzten drei Jahren in der Stadtgemeinde Bremen erfolgt? 
 
2. Wie viele Verwertungskündigungen sind nach Kenntnis des Senats in den letzten 
drei Jahren in der Stadtgemeinde Bremen erfolgt? 
 
3. Aus welchem Grund gibt es in Bremen keine gesetzlich verlängerte 
Kündigungssperrfrist von fünf, acht oder zehn Jahren, wie dies in vielen anderen 
deutschen Kommunen mit Wohnraummangel der Fall ist? 
 
Zu Frage 1: 
Dem Senat liegen keine Kenntnisse zu Eigenbedarfskündigungen vor, da es sich 
hierbei ausschließlich um Privatrecht zwischen Vermietenden und Mietenden handelt: 
Es gibt keine Kenntnisgabepflicht zu Eigenbedarfskündigungen. 
Zu Frage 2: 
Dem Senat liegen ebenso keine Kenntnisse zu Verwertungskündigungen vor, da es 
sich hierbei ausschließlich um Privatrecht zwischen Vermietenden und Mietenden 
handelt: Es gibt keine Kenntnisgabepflicht zu Verwertungskündigungen. 
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Zu Frage 3: 
Die Stadtgemeinde Bremen ist eine Gemeinde mit angespanntem Wohnungsmarkt. 
Die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung setzt aus diesem Grunde zahl-
reiche Maßnahmen ein, um die Wohnungsmarktsituation zu entspannen. Diese 
wurden auch im Gesetzblatt anlässlich der Verlängerung der Mietenbegrenzungs-
verordnung veröffentlicht (Brem.GBl. 2025, S. 1254). Die Kündigungssperrfrist ist für 
Mietverhältnisse in § 577a BGB geregelt. Diese beträgt bei Wohnungsumwandlung, 
also Begründung und Veräußerung des Wohnungseigentums an vermieteten 
Wohnräumen nach Überlassung an Mietende, 3 Jahre. Das heißt, Neueigentümer:in-
nen und zugleich Vermietende dürfen innerhalb dieser Frist bei den Mietenden 
keinen Eigenbedarf anmelden und ihnen deswegen auch nicht kündigen. Die 
Verlängerung dieser Kündigungssperrfrist nach § 577a Absatz 2 BGB wurde bisher als 
eine mögliche, aber auch als eine Maßnahme mit eingeschränktem Nutzen gesehen, 
weil die Überprüfung der Einhaltung der Regelung nicht durch eine Behörde, sondern 
rein privatrechtlich bzw. durch die Zivilgerichte zu erfolgen hat. Die gesetzliche 
Kündigungsbeschränkung bei Wohnungsumwandlung von 3 Jahren gemäß § 577a 
Absatz 1 BGB gilt bundesweit, also auch in Bremen, und wird als Schutz für Mietende 
einseitig von Vermietenden getragen. Bei Verlängerung der Frist würde man 
Vermietende noch mehr belasten, dies wäre rechtlich umfangreich zu begründen. 
 
 
Anfrage 17: Rauswurf statt Reformen – schützt der Senat Bovenschulte lieber 
sein Narrativ als den Sozialstaat? 
Anfrage der Abgeordneten Heiko Strohmann, Dr. Wiebke Winter und Fraktion 
der CDU 
vom 9. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Konsequenzen zieht der Senat Bovenschulte aus den in der ZDF-
Dokumentation „System Bürgergeld“ zum organisierten Sozialleistungsmissbrauch in 
Bremen sowie in der Sendung „Markus Lanz“ vom 20. Mai 2026 erhobenen 
Vorwürfen eines ehemaligen Mitarbeiters des Jobcenters Bremen, nachdem dieser 
offenkundig massive Vollzugsdefizite und Kontrollprobleme geschildert hat, die den 
öffentlichen Verlautbarungen des Senats diametral widersprechen? 
 
2. Wie bewertet der Senat, dass der betreffende Mitarbeiter nach seiner öffentlichen 
Schilderung der Missstände zunächst beurlaubt und inzwischen entlassen wurde, und 
wie will der Senat den Eindruck entkräften, dass hier nicht die aufgedeckten 
Missstände, sondern deren öffentliche Benennung sanktioniert werden soll? 
 
3. Wie bewertet der Senat die vom ehemaligen Mitarbeiter erhobenen Vorwürfe zu 
organisiertem Sozialleistungsmissbrauch, unzureichenden Kontrollen und 
strukturellen Vollzugsdefiziten im Jobcenter Bremen, welche seiner Aussagen hält der 
Senat für zutreffend, welche für unzutreffend und worauf stützt er diese Bewertung? 
 
Zu Frage 1: 
Die Äußerungen des ehemaligen Jobcentermitarbeiters zum 
Sozialleistungsmissbrauch und der Arbeit im Jobcenter beruhen auf persönlichen 
Einschätzungen und sind nicht durch belastbare Daten belegt. Grundsätzlich ist die 
Bekämpfung von Leistungsmissbrauch ein wichtiges Anliegen, für das sich der Senat 
einsetzt. 
Zu Frage 2: 
Mit dem betreffenden Mitarbeiter gab es bereits vor seiner öffentlichen Äußerung 
eine arbeitsrechtliche Auseinandersetzung und zwei Abmahnungen. Er wurde im 
Jobcenter - wie auch aus der Presse zu entnehmen ist - zuletzt in unterschiedlichen 
Arbeitsbereichen außerhalb der Arbeitsvermittlung eingesetzt. Die Entscheidung zur 
Kündigung des Mitarbeitenden wurde aufgrund der Betrachtung der 
Gesamtumstände dieses Einzelfalls getroffen.  
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Zu Frage 3: 
Der Senat teilt die pauschalen Vorwürfe des ehemaligen Mitarbeiters nicht.  
 
Die Verausgabung von Geldern für die Finanzierung von Eingliederungsleistungen 
dient immer der Integration in Arbeit oder der Wiederherstellung der 
Beschäftigungsfähigkeit. Die Notwendigkeit einer Eingliederungsmaßnahme muss in 
jedem Einzelfall begründet sowie dokumentiert werden und sich sinnvoll in eine 
individuelle Gesamtstrategie einfügen. Ziel ist es, dass Menschen wieder unabhängig 
von Sozialtransfers leben. Die zweckgerichtete Ver-wendung der dafür vorgesehenen 
Bundesmittel stellt vor diesem Hintergrund eine zentrale Aufgabe aller Jobcenter dar.  
 
Wie viele Menschen im Jobcenter fehlerhafte oder unvollständige Angaben machen, 
ist nicht bekannt. Gleichwohl kommt es immer wieder zu Missbrauchsfällen, die 
konsequent aufgedeckt und verfolgt werden müssen. Das Jobcenter prüft die 
Angaben und geht diesen im Rahmen gesetzlicher Regelungen nach. Das Thema 
Sozialleistungsmissbrauch genießt einen ausgesprochen großen Managementfokus 
im Jobcenter Bremen. 
 
 
Anfrage 18: Weitere Verzögerungen bei der Fertigstellung der Unterführung an 
der Hermann-Fortmann-Straße 
Anfrage der Abgeordneten Bettina Hornhues, Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 9. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Um welche konkreten Probleme mit dem Leitungsbestand handelt es sich, und in 
wessen Zuständigkeit liegen die betroffenen Leitungen? 
 
2. Warum wurden diese Probleme erst nach mehreren Jahren Bauzeit festgestellt, und 
waren die betroffenen Leitungen vor Beginn der Baumaßnahme bekannt? 
 
3. Welche Abstimmungen haben vor Baubeginn zwischen der Deutschen Bahn, der 
Freien Hansestadt Bremen und den betroffenen Leitungsträgern stattgefunden, um 
derartige Verzögerungen zu vermeiden? 
 
Zu Frage 1:  
Bei dem Bauvorhaben handelt es sich um ein komplexes Infrastrukturprojekt. Die 
Thematik vor Ort lässt sich nicht auf einzelne Infrastrukturen zurückführen. Im Zuge 
der Ausführungen kam es bei den verschiedenen Leitungsbetreibern zu Problemen 
beim Anschluss an den Bestand. Nach dem Öffnen des Bodens wurden Leitungen in 
teilweise schlechterem Zustand vorgefunden als angenommen. Hierdurch wurden im 
Zuge der Maßnahmen die ursprünglich geplanten Arbeiten erweitert, um die 
entsprechenden Bereiche bereits zu modernisieren. Zudem liegt ein Teil der 
Leitungen, bedingt durch die vorhandenen Anschlusshöhen bzw. durch fehlende 
Alternativen im Bestand, im Straßenaufbau. Dies stellt die Vorhabenträger von 
Infrastrukturprojekten gerade in stark verdichteten Bereichen des Stadtgebiets 
immer wieder vor Herausforderungen. Mit allen Beteiligten wird gezielt an einer 
Lösung gearbeitet. 
Zu Frage 2: 
Die Leitungen, die verlegt wurden, sind allesamt bekannt. Allerdings ist der alters-
bedingte Zustand an den Anschlussstellen nicht bekannt gewesen.  
Zu Frage 3: 
Die Freie Hansestadt Bremen ist im Zuge der Planfeststellung in die Abstimmung 
eingebunden gewesen. Nach Beginn der Bauausführung ist die Freie Hansestadt 
Bremen bzw. die zuständigen Stellen durch die DB InfraGO nach Bedarf eingebunden 
worden. Abstimmungstermine zwischen den Leitungsbetreibern und der DB InfraGO 
haben regelmäßig stattgefunden. Darüber hinaus gab es auch einen direkten 
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Austausch zwischen den Leitungsbetreibern. Infolge der oben beschriebenen 
Sachverhalte konnten Verzögerungen nicht vermieden werden. 
 
 
Anfrage 19: Schlagloch- und Stolperfalle Senat Bovenschulte – wann wird die 
Vorstraße saniert? 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter und Fraktion 
der CDU 
vom 9. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat den baulichen Zustand der Vorstraße im Hinblick auf 
Verkehrssicherheit, Barrierefreiheit, Zustand der Fahrbahn, Rad- und Fußwege sowie 
Entwässerung, und welche kurzfristigen Unterhaltungsmaßnahmen (zum Beispiel 
Ausbesserungen, Flickarbeiten) wurden in den letzten fünf Jahren durchgeführt 
beziehungsweise sind für 2026/2027 vorgesehen?  
 
2. Welche mittelfristigen Sanierungs- oder Neugestaltungsmaßnahmen plant der 
Senat für die Vorstraße, und wie sehen die zeitliche Planung und Priorisierung dieser 
Maßnahmen aus?  
 
3. Welche Haushaltsmittel sind für diese Maßnahmen eingestellt oder vorgesehen, in 
welchen Jahren sollen sie abgeflossen sein, und wie bewertet der Senat die 
Angemessenheit der Mittel im Verhältnis zum ermittelten Sanierungsbedarf? 
 
Zu Frage 1: 
Die Vorstraße wird regelmäßig kontrolliert, um Schäden schnellstmöglich zu 
beseitigen. Sie befindet sich grundsätzlich in einem verkehrssicheren Zustand. 
Großflächige Erhaltungsmaßnahmen sind 2026 und auch 2027 absehbar nicht 
geplant. 
Zu Frage 2: 
Der Senat verweist auf die Antwort zu Frage 1. 
Zu Frage 3: 
Den einzelnen Erhaltungsbezirken werden Haushaltsmittel für das gesamte Aufga-
benspektrum der Erhaltung zugewiesen. Diese orientieren sich an der Länge des 
vorhandenen Straßennetzes. Die Erhaltungsmittel werden zumeist für kleinteilige 
Erhaltungsmaßnahmen wie zum Beispiel Schlaglochbeseitigungen eingesetzt. Auf 
dieser Grundlage ist die Aufrechterhaltung der Betriebs- und Verkehrssicherheit 
gewährleistet. Über die Verhältnismäßigkeit der Mittel wird eine Bewertung erst 
infolge des bereits angekündigten Straßenzustandsberichtes, der Festlegung einer 
zweckmäßigen Zielstellung, wie der angestrebte Erhaltungszustand, sowie einer 
ergänzenden und differenzierten Betrachtung zwischen Erhaltungs- und Neubau-
maßnahmen möglich sein. 
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Anfrage 20: Schlagloch- und Stolperfalle Senat Bovenschulte – wann wird die 
Riensberger Straße saniert? 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter und Fraktion 
der CDU 
vom 9. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat den baulichen Zustand der Riensberger Straße im Hinblick 
auf Verkehrssicherheit, Barrierefreiheit, Zustand der Fahrbahn, Rad- und Fußwege 
sowie Entwässerung, und welche kurzfristigen Unterhaltungsmaßnahmen (zum 
Beispiel Ausbesserungen, Flickarbeiten) wurden in den letzten fünf Jahren 
durchgeführt beziehungsweise sind für 2026/2027 vorgesehen?  
 
2. Welche mittelfristigen Sanierungs- oder Neugestaltungsmaßnahmen plant der 
Senat für die Riensberger Straße, und wie sehen die zeitliche Planung und 
Priorisierung dieser Maßnahmen aus?  
 
3. Welche Haushaltsmittel sind für diese Maßnahmen eingestellt oder vorgesehen, in 
welchen Jahren sollen sie abgeflossen sein, und wie bewertet der Senat die 
Angemessenheit der Mittel im Verhältnis zum ermittelten Sanierungsbedarf? 
 
Zu Frage 1: 
Die Riensberger Straße wird regelmäßig kontrolliert, um Schäden schnellstmöglich zu 
beseitigen. Sie befindet sich grundsätzlich in einem verkehrssicheren Zustand. 
Großflächige Erhaltungsmaßnahmen sind 2026 und auch 2027 absehbar nicht 
geplant. 
Zu Frage 2: 
Der Senat verweist auf die Antwort zu Frage 1. 
Zu Frage 3: 
Den einzelnen Erhaltungsbezirken werden Haushaltsmittel für das gesamte Aufga-
benspektrum der Erhaltung zugewiesen. Diese orientieren sich an der Länge des 
vorhandenen Straßennetzes. Die Erhaltungsmittel werden zumeist für kleinteilige 
Erhaltungsmaßnahmen wie zum Beispiel Schlaglochbeseitigungen eingesetzt. Auf 
dieser Grundlage ist die Aufrechterhaltung der Betriebs- und Verkehrssicherheit 
gewährleistet. Über die Verhältnismäßigkeit der Mittel wird eine Bewertung erst 
infolge des bereits angekündigten Straßenzustandsberichtes, der Festlegung einer 
zweckmäßigen Zielstellung, wie der angestrebte Erhaltungszustand, sowie einer 
ergänzenden und differenzierten Betrachtung zwischen Erhaltungs- und Neubau-
maßnahmen möglich sein. 
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Anfrage 21: Jobcenter Bremen: Wie hoch sind die Kosten für den Kreativraum 
wirklich? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 15. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Gesamtkosten sind für den sogenannten Kreativraum tatsächlich 
entstanden, und wie verteilen sich die Kosten auf Planungs- und Beratungskosten, 
bauliche Maß-nahmen sowie Möblierung? 
 
2. Zu welchem Zeitpunkt war bekannt, dass die ursprünglich vorgesehenen Mittel 
nicht ausreichen würden, durch wen wurde der neue Kostenrahmen freigegeben, und 
wann haben Trägerversammlung und Senat Kenntnis vom Vorgang erhalten? 
 
3. Wie hoch ist das jährliche Verwaltungsbudget, aus dem das Projekt beglichen 
wurde, für welche wesentlichen Aufgaben wird es verwendet, und wie bewertet der 
Senat die Verwendung dieses Budgets? 
 
 
Zu Frage 1: 
Die Gesamtkosten für den Kreativ- und Multifunktionsraum betragen nach Angaben 
des Jobcenters über zwei Jahre verteilt insgesamt rund 921.335 EUR. Demnach 
wurden für Beratungs-, Planungsleistungen und Objektüberwachung rund 
84.053 EUR, für Gewerke 395.920 EUR und für Ausstattung und Materialien 
441.362 EUR ausgegeben. 
Zu Frage 2: 
Die Trägerversammlung wurde über die Planungen und Kosten des Kreativ- und 
Multifunktionsraumes vom Jobcenter nicht in Kenntnis gesetzt.  
 
Das Jobcenter Bremen hat den Angaben zufolge im Jahr 2023 rund 241.463 EUR für 
den Kreativ- und Multifunktionsraum verausgabt. Für das Jahr 2024 waren weitere 
500.000 EUR vorgesehen. Insgesamt hat das Jobcenter 2024 rund 679.872 EUR für 
den Kreativ- und Multifunktionsraum verausgabt. Gegenüber den eingeplanten 
500.000 EUR hat sich nach Angabe des Jobcenters eine Verteuerung ergeben. Die 
Differenz von rund 179.872 EUR ergibt sich aus einer nicht vorhersehbaren 
Brandschutzsanierung und damit verbundenen Folgekosten von rund 90.000 EUR. 
Die weiteren Mehrkosten resultierten nach Angabe des Jobcenters insbesondere aus 
zusätzlichen IT-Installationen sowie Anpassungen der Ausstattung im Zuge der 
Umsetzung des Projekts. 
Zu Frage 3: 
Das Verwaltungskostenbudget dient der Finanzierung aller organisatorischen und 
administrativen Aufgaben im Jobcenter, insbesondere der Personalkosten. Im Jahr 
2023 standen 78.754.872 EUR aus Bundesmitteln für Verwaltungskosten zur 
Verfügung. Im Jahr 2024 betrug das Verwaltungskostenbudget 81.236.963 EUR 
 
Grundsätzlich steht der Senat neuen Arbeitsformen und entsprechenden 
Räumlichkeiten aufgeschlossen gegenüber. Vor dem Hintergrund der Gesamtkosten 
von rund 921.000 EUR bewertet der Senat die in diesem Fall aufgewendeten Mittel 
jedoch kritisch. 
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Anfrage 22: Jobcenter Bremen: Wie kreativ finden die Mitarbeiter den 
Kreativraum? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 15. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Inwiefern konnten die Beschäftigten bei der Ausgestaltung des Kreativraums 
mitwirken, und wie bewerten sie das Ergebnis und den Nutzen des Raums? 
 
2. Welche Auslastung weist der Kreativraum seit Inbetriebnahme auf – auch 
gegenüber dem Seminartrakt – und welche Kennzahlen werden erhoben, um die 
Nutzungen zu belegen und zu bewerten? 
 
3. Wie hoch waren die jeweils jährlichen Ausgaben des Jobcenters Bremen für die 
Anmietung externer Tagungs-, Schulungs- und Veranstaltungsräume in den 
vergangenen drei Jahren, und von welcher Entlastung wird durch die Inbetriebnahme 
des Kreativraums ausgegangen? 
 
Zu Frage 1: 
Entscheidungen über die Ausgestaltung des Kreativ- und Multifunktionsraums sind 
nach Mitteilung des Jobcenters Bremen in Abstimmung mit dem Auftragnehmer 
durch die Bereichsleitungen und den Geschäftsführer des Jobcenters Bremen 
getroffen worden. Das Mitwirken von weiteren Beschäftigten sowie Dienstleistern 
beschränkte sich demnach auf die daran anknüpfenden infrastrukturellen Fragen. 
Erkenntnisse darüber, wie die Beschäftigten das Ergebnis und den Nutzen des Raums 
bewerten, liegen nicht vor.  
Zu Frage 2: 
Das Jobcenter gibt an, dass der Kreativ- und Multifunktionsraum seit der Errichtung 
durchschnittlich an 10 bis 15 Tagen von 20 Arbeitstagen pro Monat für unterschied-
liche Veranstaltungsformate genutzt wird. Hierzu zählen neben zahlreichen internen 
Besprechungen insbesondere Führungskräfteveranstaltungen, Teamseminare, 
Führungsreihen, Veranstaltungen und Workshops, z.B. im Rahmen des laufenden 
Organisationsentwicklungsprozesses und Fachexperten-Workshops. Hinzu kommen 
Veranstaltungen mit Kundinnen und Kunden sowie externen Dritten. Beispielhaft 
werden die mehrtägigen Tagungen der Schwerbehindertenvertretung, der regionale 
Austausch der Migrationsbeauftragten und das Netzwerktreffen der Beauftragten für 
Chancengleichheit am Arbeitsmarkt genannt. Auch von Externen sei der Raum bereits 
genutzt worden, z.B. für die mehrtätige Jahresauftaktveranstaltung des Servicecenters 
Region Nord, die Netzwerktage Syke und Teambildungsformate. Kennzahlen zur 
Nutzung des Kreativ- und Multifunktionsraums werden laut Jobcenter nicht erhoben. 
 
Nach Einschätzung des Jobcenters Bremen ist ein Vergleich mit den in der Anfrage 
als Seminartrakt bezeichneten Räumlichkeiten nur eingeschränkt aussagekräftig. Bei 
dem Seminartrakt handelt es sich um Schulungsräume des Praxisbüros des Jobcen-
ters Bremen. Dort durchlaufen kontinuierlich neue oder länger abwesende Beschäf-
tigte Schulungen zu den vielen für ihre Arbeit fachlich notwendigen Inhalten und 
Fachanwendungen. Damit haben diese Räume einen anderen Nutzungscharakter als 
der Kreativ- und Multifunktionsraum. 
Zu Frage 3: 
Eine kurzfristige Auswertung zu den jährlichen Ausgaben ist laut Jobcenter nicht 
möglich. Nach Schätzung des Jobcenters belaufen sich die Kosten für einen 
auswärtigen Schulungstag pro Person auf etwa 200 Euro. Für die regelmäßigen 
Schulungen von etwa 70 Führungskräften entstehen so jährlich Gesamtkosten von ca. 
15.000 Euro einschließlich Übernachtungs-, Verpflegungs- und Reisekosten. Durch 
die Inbetriebnahme des Kreativraums sollen diese externen Kosten künftig 
weitgehend vermieden werden. Die Einrichtung des Kreativ- und Multifunktionsraums 
trägt laut Auskunft des Jobcenters Bremen somit dazu bei, die laufenden Ausgaben 
für externe Raumanmietungen deutlich zu reduzieren.  
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Anfrage 23: Jobcenter Bremen: Wie kreativ findet der Senat den Kreativraum? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 15. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wann hat der Senat Kenntnis von den Kostensteigerungen erlangt, und welche Kon-
sequenzen zieht er aus dem Vorgang? 
 
2. Wie bewertet der Senat die Ausstattung und die Verhältnismäßigkeit der 
Investition in den Kreativraum – auch vor dem Hintergrund, dass bereits 
Besprechungsräume vorhanden waren? 
 
3. Welche Kontroll- und Genehmigungsverfahren bestehen bei Investitionen und 
Projekten des Jobcenters, und welche Handlungsbedarfe sieht der Senat bei der 
Wahrnehmung der Informations-, Beteiligungs- und Kontrollrechte durch die 
Trägerversammlung? 
 
Zu Frage 1: 
Die Trägerversammlung war mit der Einrichtung des Kreativ- und Multifunktions-
raums und der damit verbundenen Kostenentwicklung nicht befasst. Die Senatorin für 
Arbeit, Soziales, Jugend und Integration hat im Zuge der Berichterstattung des 
Weser-Kurier vom 29. Mai 2026 erstmals Kenntnis von der Einrichtung eines Kreativ- 
und Multifunktionsraums erlangt und den Geschäftsführer des Jobcenters umgehend 
um Aufklärung des Sachverhalts sowie um einen Bericht gebeten. Dieser wurde der 
Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration am 6. Juni 2026 vorgelegt. Die 
staatliche Deputation für Arbeit wurde am 9. Juni 2026 über den Sachverhalt 
informiert. Am 12. Juni 2026 hat die Trägerversammlung des Jobcenters Bremen 
beschlossen, den Geschäftsführer des Jobcenters Bremen mit sofortiger Wirkung von 
seinen Aufgaben zu entbinden. Weitere Sofortmaßnahmen zur Aufklärung und 
Risikobegrenzung der Senatorin für Arbeit, Soziales Jugend und Integration und der 
Bundesagentur für Arbeit sind eingeleitet. 
Zu Frage 2: 
Der Senat misst den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit bei der 
Verwendung öffentlicher Mittel eine hohe Bedeutung bei. Vor diesem Hintergrund ist 
aus Sicht des Senats die Verhältnismäßigkeit zwischen Ausstattung und Kosten nicht 
gewahrt, insbesondere da es sich um den Einsatz von Steuermitteln des Bundes und 
der Kommune handelt.“ 
Zu Frage 3: 
Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer führt hauptamtlich die Geschäfte der 
gemeinsamen Einrichtung und verantwortet die wirtschaftliche und sachgerechte 
Verausgabung der verfügbaren Mittel. Bei Investitionen und Projekten des Jobcenters 
gelten die haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Bundes.  
 
Die Aufgaben der Trägerversammlung sind in § 44c SGB II normiert und umfassen 
Entscheidungen über organisatorische, personalwirtschaftliche, personalrechtliche 
und personalvertretungsrechtliche Angelegenheiten sowie die Abstimmung über das 
örtliche Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm. 
 
Im vorliegenden Fall wurde die Trägerversammlung, wie in der Antwort zu Frage 1 
bereits ausgeführt, nicht befasst. Die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und 
Integration und die Agentur für Arbeit Bremen-Bremerhaven nehmen den Vorgang 
zum Anlass, die Berichterstattung und Informationspolitik des Jobcenters an die 
Träger und an die Trägerversammlung zu prüfen. Aus Sicht des Senats besteht 
Handlungsbedarf. Gemeinsam mit der Agentur für Arbeit Bremen-Bremerhaven wird 
der Sachverhalt sorgfältig geprüft und es werden ggf. weitere Maßnahmen getroffen. 
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Anfrage 24: Jobcenter Bremen: Wie bewertet der Senat den „Frida“-Raum? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 15. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Gesamtkosten sind für den Raum zur Beratung weiblicher 
Leistungsbezieher im Rahmen des Projekts „Frida“ angefallen, und inwiefern hält der 
Senat die Kosten für wirtschaftlich und sachgerecht? 
 
2. Aus welchen Gründen wurde ein Raum zur Beratung weiblicher Leistungsbezieher 
für notwendig erachtet, wie viele Leistungsberechtigte nehmen aktuell am Projekt teil, 
und wie gestaltet sich die Inanspruchnahme des Raums? 
 
3. Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen zieht der Senat aus den 
Kostensteigerungen – auch unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit öffentlicher Haushaltsführung? 
 
Zu Frage 1: 
Das Jobcenter Bremen hat im Rahmen des Projektes FRIDA! einen „Kreativraum“ 
sowie einen „Meine Zeit“-Raum eingerichtet. Für die Räume die im Rahmen des 
Projektes FRIDA! eingerichtet wurden, sind nach Angaben des Jobcenters Kosten in 
Höhe von insgesamt 293.832,60 EUR angefallen.  
Die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration und die Agentur für Arbeit 
Bremen-Bremerhaven befinden sich in einer fortlaufenden Prüfung und Aufarbeitung 
des Sachverhalts. Eine abschließende Bewertung kann zum jetzigen Zeitpunkt noch 
nicht vorgenommen werden. 
Zu Frage 2: 
Durch unterschiedliche Beratungs- und Unterstützungsangebote sollen Frauen im 
Projekt FRIDA! engmaschig, bedarfsgerecht und vertrauensvoll bei der Integration in 
den Arbeitsmarkt gefördert werden. Hierfür sollten entsprechende Räumlichkeiten 
geschaffen werden. 
 
Die Räume werden für Gruppenangebote, Bewerbungstrainings, die Vorbereitung auf 
Vorstellungsgespräche sowie Beratungsgespräche genutzt. Außerdem dienen sie 
dem Austausch der Projektteilnehmerinnen. In den Räumen werden darüber hinaus 
Gesundheitstage, Informationsveranstaltungen für Kundinnen und Formate mit dem 
gemeinsamen Arbeitgeberservice durchgeführt. In den Räumen findet auch eine 
Gesundheitsberatung zur Überwindung gesundheitlicher Vermittlungshemmnisse für 
die Kund:innen statt. 
 
Aktuell gibt es 1.734 Kund:innen, die im Projekt betreut werden. Nach einer weiteren 
Aufnahme von Kundinnen Anfang Juli 2026 werden es dann ca. 2.330 Kundinnen 
sein. 
Zu Frage 3: 
Die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind bei der Verwendung 
öffentlicher Mittel zu beachten. Vor dem Hintergrund der in der Antwort zu Frage 1 
dargestellten laufenden Prüfung und Aufarbeitung des Sachverhalts durch die 
Agentur für Arbeit Bremen-Bremerhaven und die Senatorin für Arbeit, Soziales, 
Jugend und Integration können derzeit noch keine abschließenden Schluss-
folgerungen oder Konsequenzen gezogen werden.“ 
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Anfrage 25: Der Senat leugnet, Kinder und Kitas leiden – welche politische 
Priorität hat der Kinderschutz? 
Anfrage der Abgeordneten Sandra Ahrens, Bettina Hornhues, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 16. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Anträge auf Frühförderung und persönliche Assistenz befinden sich 
derzeit bei der Steuerungsstelle für soziale Dienste im Bearbeitungsrückstand, 
aufgeschlüsselt nach den Regionen Bremens, seit wann liegen diese Anträge jeweils 
zur Bewilligung vor, und wie bewertet der Senat diese Situation vor dem Hintergrund, 
dass betroffene Kinder während der Wartezeit notwendige Förderleistungen nicht 
erhalten und Kindertageseinrichtungen von erheblichen Belastungen bis hin zu 
Kindeswohlgefährdungen berichten? 
2. Weshalb ist die Steuerungsstelle für Einrichtungen nicht erreichbar, und welche 
konkreten Sofortmaßnahmen wird die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und 
Integration ergreifen, um die Erreichbarkeit der Steuerungsstelle für Frühförderung 
wiederherzustellen und die ausstehenden Anträge auf Frühförderung und persönliche 
Assistenz zeitnah zu bearbeiten? 
 
3. Wie gedenkt der Senat seiner Verantwortung für den Schutz der betroffenen 
Kinder, der übrigen Kinder in den Gruppen sowie der Beschäftigten in den 
Kindertagesstätten nachzukommen, wenn Einrichtungen aufgrund fehlender 
Bewilligungen von Assistenz- und Förderleistungen bereits von einer institutionellen 
Kindeswohlgefährdung und zunehmenden Eigen- und Fremdgefährdungen berichten? 
 
Zu Frage 1: 
Aktuell sind ca. 600 bis 700 Erstanträge (i.d.R. aus 2026) noch nicht bearbeitet 
worden. Eine Aufschlüsselung nach Regionen ist nicht möglich, da die Anträge zentral 
in der Steuerungsstelle Frühförderung bearbeitet werden. 
 
Grundsätzlich können Kinder auch vor Bewilligung einer persönlichen Assistenz die 
Kita besuchen, so dass eine Kindeswohlgefährdung durch das Fehlen der persön-
lichen Assistenz nicht zu befürchten ist. Die persönliche Assistenz ist eine Leistung, 
die eine Teilhabe am Kita-Alltag ermöglichen soll. 
 
Heilpädagogische Leistungen und Komplexleistungen dienen der Förderung bei 
Entwicklungsverzögerungen und/ oder einer (drohenden) Behinderung. Der Förder-
plan dient als Grundlage für die Förderung und wird nach der Begutachtung durch 
den Kinder- und Jugendärztlichen Dienst erstellt. Eine Kindeswohlgefährdung durch 
das Fehlen oder verzögerte Einsetzen der Frühförderung ist nicht zu befürchten, da 
die Kinder in der Regel eine Kita besuchen und damit regelmäßig von Fachkräften 
gesehen werden. Sollte eine Kindeswohlgefährdung gemäß § 8a SGB VIII durch die 
Fachkräfte wahrgenommen werden, gelten die üblichen Meldewege und Verfahren. 
 
Da eine zeitnahe Förderung wünschenswert ist und ein Kind mit einer (drohenden) 
Behinderung möglichst von Anfang an am Kita-Alltag teilnehmen soll, startet nach 
den Sommerferien das Modellprojekt der systemischen Kitabegleitung.  
Zu Frage 2: 
Die Steuerungsstelle Frühförderung hat seit 2022 dienstags und donnerstags in der 
Zeit von 10 Uhr bis 12 Uhr telefonische Sprechzeiten. Bei einer Bearbeitung von ca. 
6000 Fallakten durch mittlerweile sechs Verwaltungskräfte ist eine Ausweitung der 
Sprechzeiten nicht möglich. Die hohe Anzahl von Anfragen, die per E-Mail an das 
Funktionspostfach der Steuerungsstelle Frühförderung gerichtet werden, können 
derzeit aufgrund der Prioritätensetzungen nur verzögert beantwortet werden.  
 
Es wird erwartet, dass sich die Situation verbessert, sobald die Falleingabe der 
Komplexleistungen abgeschlossen ist. Dies soll bis zum Ende des Jahres erfolgen. 
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Grundsätzlich wird angestrebt, systemische Lösungen nicht nur für Schule und Kita, 
sondern auch für die heilpädagogischen Leistungen der Frühförderung auszubauen 
und damit eine Förderung von Anfang an zu gewährleisten. 
Zu Frage 3: 
Die oben beschriebene herausfordernde Situation für Kindertageseinrichtungen war 
bereits Anlass für die Einrichtung einer ressortübergreifenden Arbeitsgruppe mit 
Trägerbeteiligung durch Beschluss im Jugendhilfeausschuss. Die Arbeitsgruppe 
„Schlanke Prozesse im System der Frühförderung und Assistenzleistungen“ hat als 
eine der ersten Maßnahmen das Modellprojekt systemische Kita-Begleitung initiiert. 
Dieses wird ab dem kommenden Kita-Jahr 2026/2027 in ca. 30 Einrichtungen star-
ten. Durch den Einsatz der Systemischen Kita-Begleitungen soll zukünftig, ganz im 
Sinne der Inklusion, eine schnelle, gezielte und niedrigschwellige Unterstützung ohne 
Antragsverfahren für die Personensorgeberechtigten gewährleistet werden.  
Für die Kindeswohlsicherung vor Ort sind die Träger von Kindertageseinrichtungen 
zuständig. Um Träger bei dem Umgang mit den in der Frage beschriebenen Situatio-
nen zu unterstützen, sieht das SGB VIII gemäß § 8b einen Beratungsanspruch der 
Träger gegenüber dem Landesjugendamt insbesondere in Bezug auf Entwicklung und 
Anwendung fachlicher Handlungsleitlinien zur Sicherung des Kindeswohls und 
Gewaltschutz vor.  
 
Für die grundsätzliche Unterstützung der Träger hat das Landesjugendamt beim 
Senator für Kinder und Bildung für die Träger u.a. eine Orientierungshilfe zum 
Gewaltschutzkonzept zur Verfügung gestellt. Im Rahmen des Betriebserlaubnisver-
fahrens sowie bei anlasslosen und anlassbezogen Prüfungen überprüft und berät das 
Landesjugendamt Träger zur Umsetzung des Gewaltschutzes vor Ort und nimmt 
dabei Bezug auf heraufordernde Lagen, wie oben beschrieben. 
 
In Bezug auf konkrete Einzelfälle struktureller Kindeswohlgefährdung/-beeinträchti-
gung sind Träger gem. § 47 Absatz 1 SGB VIII dazu verpflichtet, eine Meldung beim 
Landesjugendamt Kita beim Senator für Kinder und Bildung einzureichen. Innerhalb 
dieser Meldung hat der Träger darzustellen, welche Maßnahmen er zur Sicherung des 
Kindeswohls und der Mitarbeitenden trifft. Das Landesjugendamt prüft, inwiefern der 
Träger zur Sicherung des strukturellen Kindeswohls zuverlässig handelt und berät den 
Träger bei der Abwendung einer möglichen Gefährdung. 
 
Zudem wurde für die gemeinsame Betreuung und Förderung von Kindern mit und 
ohne anerkanntem Förderbedarf 2025 eine aktualisierte, gemeinsame Empfehlung 
vom Senator für Kinder und Bildung und den Trägern von Kindertageseinrichtungen 
erarbeitet. Bei der Entwicklung der „Handlungsempfehlungen zur Bildung, Erziehung 
und Betreuung von Kindern mit anerkanntem Förderbedarf“ waren auch die Senatorin 
für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration sowie das Gesundheitsamt beteiligt. Die 
Handlungsempfehlungen geben Auskunft darüber, wie die inklusive Bildung, 
Betreuung und Erziehung aller Kinder unter den aktuellen (Rahmen-)Bedingungen gut 
gelingen kann und legen dabei den Fokus explizit auf die Bildung, Betreuung, 
Erziehung, sowie entwicklungsspezifische Förderung von Kindern mit anerkanntem 
Förderbedarf. 
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Anfrage 26: Wieviel Recycling findet in Bremen beim Straßenbau statt? 
Anfrage des Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 16. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Art von Recyclingbaustoffen finden in Bremen beim Bau sowie bei der Sanierung 
von Straßen und Wegen Anwendung, und wie hoch ist ihr Anteil? 
 
2. Welche Gründe stehen aktuell der umfassenden Nutzung von Recyclingmaterial bei der 
Sanierung und dem Neubau von Straßen und Wegen in Bremen entgegen? 
 
3. Inwieweit und hält der Senat eine Anpassung des Rechtsrahmens, der 
Ausschreibungsvorgaben oder der Prozesse für notwendig, um Bauschuttrecycling beim 
Straßen- und Wegebau zu fördern, und welche Schritte sind diesbezüglich bereits 
eingeleitet worden? 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwortet: 
Im Bereich des Asphaltstraßenbaus wird aktuell ein hoher Anteil Ausbauasphalt 
wiederverwendet und bei neuen Maßnahmen eingebaut. In den Asphaltmischwerken wird 
dem Asphalt das Fräsgut von ausgebautem Asphalt (Asphaltgranulat) im verträglichen Maß 
hinzugefügt. Der Anteil des Asphaltgranulats variiert und steht in Abhängigkeit der 
Anforderungen an das jeweilige Mischgut. Bauherrenseitige Einschränkungen gibt es 
hierbei nur indirekt über technische Anforderungen. Beim Einbau von Tragschichten ohne 
Bindemittel, hierunter fallen z.B. Schottertragschichten, wird mit der „Anlage zur 
Baubeschreibung (AzB-HB Feb 24) - für die Ausführung von Straßenbauarbeiten im 
Bereich der Freien Hansestadt Bremen“ allerdings noch vorgeschrieben, dass 
Recyclingmaterial (sog. RC-Gemische) nur bei der Herstellung von Provisorien eingesetzt 
werden dürfen. 
Nach Prüfung und unter Berücksichtigung der Ersatzbaustoffverordnung werden diese 
Einschränkung in der AzB-HB 2027 im Rahmen der nächsten Anpassung allerdings 
aufgehoben. 
Aktuell wird die AzB 2027 redaktionell überarbeitet und auch mit weiteren Neuerungen 
aktualisiert. Zum 1. Januar 2027 soll diese verbindlich eingeführt werden. Im Einzelfall 
können aber auch jetzt schon bei vertraglicher Regelung RC-Baustoffe zugelassen werden. 
Mit der anvisierten Anpassung gibt es bzgl. der Nutzung und des Einbaus von RC-
Baustoffen keine Einschränkungen mehr. Natürlich müssen die entsprechenden Regel- und 
Grenzwerte eingehalten werden, hierzu gehören z.B. auch Grundwasserstände. 


